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Standpunkt

W
ährend wir an dieser Ausgabe der 

KOMPETENZ gearbeitet haben, pas-

sierte etwas Unfassbares: In Paris wur-

den in einer Zeitungsredaktion insgesamt zwölf 

Menschen von radikalen Djihadisten brutal ermor-

det. Mit einer in Europa bisher nicht dagewesenen 

Grausamkeit wurden JournalistInnen und Zeich-

ner des Satiremagazins Charlie Hebdo kaltblütig 

hingerichtet. Kurz darauf starben eine Polizistin 

und in einem koscheren Supermarkt vier Juden 

durch die Hand eines weiteren Terroristen. Diese 

Menschen mussten sterben für das, was sie in den 

Augen ihrer Mörder  repräsentierten: die Freiheit 

der Presse und einen laizistischen Staat, in dem 

Kritik und Satire auch gegenüber religiösen Inhal-

ten erlaubt sind; die Staatsgewalt eines demokra-

tischen Staates, repräsentiert durch die Polizei; 

und die Juden für das, was sie sind – Angehörige 

einer kulturellen und religiösen Gemeinschaft. 

Große Kundgebungen als Ausdruck der Trauer 

und als Bekenntnis zu den für ein gewaltfreies 

Zusammenleben notwendigen unverrückbaren 

demokratischen Grundwerten folgten. Auch in 

Wien kamen 12.000 Menschen auf den Ballhaus-

platz, um deutlich zu machen, dass wir bereit 

sind für unsere demokratischen Werte zu kämp-

fen. Europa hat um diese Werte jahrhundertelang 

gerungen. Auch wir in Österreich haben die his-

torische Erfahrung gemacht, dass jede Diktatur 

nicht nur die Presse- und Meinungsfreiheit zer-

stört, sondern auch demokratische Parteien und 

Gewerkschaften eliminiert. Viele ihrer Repräsen-

tantInnen wurden ermordet.

Durch das Attentat wurde sichtbar, wie verletz-

lich Europa ist. Die Terroranschläge von 9/11 woll-

ten das Herz der größten westlichen Wirtschafts-

macht treff en. In Paris ging es um unsere Werte 

und Freiheiten. Wir wollen ein Europa, in dem 

alle Menschen – egal welcher Herkunft – friedlich 

zusammenleben können, ein Europa, in dem sich 

alle Gruppen respektiert fühlen. Wir werden uns 

nicht einschüchtern lassen. 

Unsere Freiheit, 
unsere Werte
von Dwora Stein
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Thema

Die Teilung in Frauen- und Männerberufe
passiert bereits in zu jungen Jahren, und unser 
Schulsystem unternimmt zu wenig, um dem 
gegenzusteuern. Einmal eingeschlagene
Bildungswege sind schwer zu verlassen. 
Wir brauchen eine Bildungsreform!

von Barbara Lavaud

Wo sind dieWo sind die
Technik-Queens?Technik-Queens?
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M
ädchen und Burschen 

wählen ihre Ausbildun-

gen immer noch sehr 

geschlechtskonservativ. Lisa wird 

Frisörin, Lukas wird Mechaniker. Das 

entscheidet sich mit 15. Dass Anna 

Lehrerin wird und nicht Bauinge-

nieurin, dafür werden schon mit 

14 oder gar mit 10 oder 

12 die Weichen gestellt: 

Da wählt Anna nämlich 

den Sprachenzweig oder 

den naturwissenschaft-

lichen Schwerpunkt, da 

entscheidet sie sich für 

oder gegen eine HTL. 

Das Ergebnis ist ein Arbeitsmarkt, 

der in Männer- und Frauenbran-

chen unterteilt ist. Da Frauenberufe 

meist niedriger entlohnt werden als 

traditionelle Männerberufe, hat die 

zu frühe Schwerpunktsetzung bzw. 

Berufswahl lebenslange Auswir-

kungen. Es ist dies ein wesentlicher 

Grund für die Einkommensunter-

schiede zwischen Frauen und Män-

nern.  „Frauen haben im Laufe des 20. 

Jahrhunderts eine bemerkenswerte 

Aufh oljagd bei den Bildungsab-

schlüssen gestartet und haben letzt-

lich mit den Männern gleichgezo-

gen“, betont GPA-djp-Frauensekretä-

rin Barbara Marx. Heute unterschei-

den sich junge Männer und Frauen 

eines Jahrganges nicht bei der Häu-

fi gkeit von (Berufs-)Reifeprüfun-

gen und Universitätsabschlüssen. 

„Unterschiede bestehen aber wei-

terhin bei den Ausbildungswegen“, 

so Marx. Junge Frauen besuchen 

überproportional häufi g Schulen 

mit einer sozialen oder pädagogi-

schen Orientierung, während junge 

Männer tendenziell in technischen 

Schulen – HTLs, technischen Fach-

schulen – zu fi nden sind.

„Die Segregation des Arbeitsmark-

tes in Frauen- und Männerbranchen 

beginnt in der Schulzeit und setzt 

sich danach ungehindert fort“, kri-

tisiert Marx. Sowohl bei Lehrberu-

fen als auch bei mittleren und höhe-

ren Schulen und bei Akademikerin-

nen entscheiden sich nach wie vor 

viel zu viele Frauen für Berufe und 

Branchen, die ohnehin schon frau-

endominiert sind. Frauen gelingt 

es kaum, in Männerbereiche vor-

zudringen. Und das, obwohl es von 

politischer Seite seit Jahren ernst-

hafte Bemühungen gibt, Frauen für 

technische Berufe zu begeistern und 

vieles unternommen wird, um die 

Frauenquote an technischen Schu-

len und Hochschulen anzuheben. 

Für sich genommen wäre eine unter-

schiedliche Berufswahl bei Burschen 

und Mädchen noch kein Problem – 

wäre da nicht die schlechtere Ent-

lohnung in den Frauenbranchen. 

„Techniker in der Industrie sind bes-

ser bezahlt als z. B. Lehrerinnen oder 

Pfl egerinnen“, sagt Marx. Was die 

Situation insofern noch verschlim-

mert ist, dass die unterschiedliche 

Bezahlung die Lage einzementiert: 

„Je schlechter die Einkommen in 

den Frauenbranchen, desto weniger 

Männer wollen sich für diese Berufe 

entscheiden. Weil Männer nicht nur 

mit dem Image von ‚Frauenberufen‘ 

hadern, sondern auch von Jugend an 

karriereorientierter handeln“, meint 

Marx. Die GPA-djp hat sich in den 

vergangenen Jahren des Problems 

verstärkt angenommen und bereits 

vieles erreichen können: So wurden 

in Branchen wie dem Handel oder 

bei den Gesundheits- und Pfl ege-

berufen besonders die unteren Ein-

kommen bei den KV-Verhandlungen 

angehoben. Ein ganz wesentlicher 

Schritt war auch die Anrechnung 

der Karenzzeiten auf die Vorrückun-

gen, die die GPA-djp in wichtigen 

Branchen durchsetzen konnte.

Fehlende Vorbilder

„Ein großes Problem sind fehlende 

Vorbilder“, fi ndet Marx. „Eltern raten 

ihren Kindern meist zu den traditio-

nellen Rollen, weil sie sie selbst inne-

haben.  Ein Mädchen soll Frisörin 

und nicht Mechanikerin werden.“  

Und so kommt es, dass in vielen 

Klassen in technischen Fachschu-

len grade mal zwei Mädchen sitzen 

– „was eine Vierzehnjährige 

dann erst recht abschreckt, 

einen technischen Zweig zu 

wählen“, befürchtet Marx.

Obwohl in den Schulen 

geschlechtssensibler Unter-

richt und Sprache verankert 

sind, scheinen viele Barrieren – vor 

allem im Kopf – immer noch nicht 

überwunden. Nach wie vor schnei-

den auch schon im Schulunterricht 

Mädchen in den Sprachen besser 

ab, Buben in den Naturwissenschaf-

ten. „Wenn bei einer Probeschul-

arbeit für die Zentralmatura jedes 

dritte Mädchen eine Fünf hatte, 

aber nur jeder vierte Bub, wie jüngst 

geschehen, dann sehe ich hier einen 

sehr dringenden pädagogischen 

Dass Anna Lehrerin wird und nicht Bauingenieurin, 
dafür werden schon mit 14 die Weichen gestellt: 
Da entscheidet sie sich für oder gegen eine HTL. 

Da Frauenberufe niedriger entlohnt 
werden, hat die zu frühe Berufswahl 

lebenslange Auswirkungen.
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Eine möglichst späte Berufsentscheidung macht es leichter, tatsächliche Begabun-
gen und Interessen zu erkennen. Ein eingeschlagener Bildungsweg ist nur mehr 
schwer zu verlassen.

Handlungsbedarf“, ärgert sich 

Marx. Dass die Schulerfolge dann 

die Berufswahl beeinfl ussen, nimmt 

nicht Wunder. 

Initiativen

Zahlreiche Unternehmen versuchen, 

durch konkrete Initiativen gegenzu-

steuern: So sucht die OMV „Technik-

queens“, Siemens fördert Informa-

tikstudentinnen durch Exzellenz-

stipendien. Auch die Politik ist nicht 

untätig: Als eine der bekanntesten 

Initiativen sei FEMtech angeführt, 

die Frauen in Forschung und Tech-

nologie fördert.

Trotzdem sind diese Initiativen nur 

ein Tropfen auf den heißen Stein. 

Eine umfassende Reform des Bil-

dungswesens, die den Aspekt der 

Geschlechtergleichstellung deut-

lich mehr als bisher berücksichtigt, 

ist längst überfällig. Ein wesentli-

ches Element ist eine gemeinsame 

Schule bis 14 Jahre. „Eine möglichst 

späte Berufsentscheidung macht es 

leichter, tatsächliche Begabungen 

und Interessen zu erkennen. Da ein 

einmal eingeschlagener Bildungs-

weg nur noch sehr schwer zu ver-

lassen ist, ist dies umso wichtiger“, 

betont Marx. 

Ein europäischer Vergleich zeigt, 

dass es in anderen Ländern 

zwar auch Tendenzen zu einer 

geschlechtsspezifi schen Berufswahl 

gibt, sie sind jedoch meist weniger 

deutlich ausgeprägt. Das führt dann 

auch  zu einer kleineren Lohnschere.

„Unser Ausbildungssystem muss 

neue Ansätze fi nden, um eine 

Berufswahl zu fördern, die eine bes-

sere Chancengleichheit verspricht“, 

fordert Marx. „Es darf auch nicht 

weiterhin tatenlos zugesehen wer-

den, wie Burschen in Mathe besser 

abschneiden und Mädchen in Spra-

chen. Natürlich sollte die Schule 

persönliche Vorlieben berücksichti-

gen, aber solche Phänomene dürfen 

nicht einfach unhinterfragt hinge-

nommen werden.“  

 

Infos zu Förderungen 
und Initiativen

Der „Girl’s Day“ bietet 
Mädchen zwischen 10 und 
14 die Chance, erste Ein-
blicke in verschiedene 
Berufsfelder zu erhalten und 
praktische Erfahrungen zu 
sammeln: www.girlsday.at

FEMtech fördert Frauen in 
Forschung und Technologie 
und schafft Chancengleich-
heit in der industriellen und 
außeruniversitären Forschung 
www.femtech.at 

Siemens Exzellenzstipendien 
für Frauen: mehr dazu auf 
www.tuwien.ac.at/aktuelles 

Technikqueen will neue 
Initiativen in der Berufswahl 
unterstützen: 
www.technikqueen.at

FIT veranstaltet Schulbesu-
che und Infotage zum Thema 
Frauen und Technik: 
www.fi twien.at
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Gesellschaftliche Herausforderung
Um mehr Frauen in Technik und Naturwissenschaften zu bringen, 
braucht es mehr als Frauenförderpläne, meint TU-Wien-Rektorin Sabine Seidler.
Das Interview führte Alexia Weiss

Sabine Seidler, Rektorin der TU 
Wien: „Technik als Berufsoption 
muss als attraktiv bekannt werden.“ 

KOMPETENZ: Egal, ob Frauen über 

einen Lehr- oder einen Universi-

tätsabschluss verfügen: in Öster-

reich entscheiden sie sich mehr-

heitlich immer noch gegen eine 

technische Ausbildung. Das führt 

in der Folge auch zu geringeren Ein-

kommen im Vergleich zu jenen von 

Männern. Was läuft im heimischen 

Bildungssystem falsch, sodass sich 

immer noch so viele Mädchen und 

junge Frauen gegen Technik, aber 

auch gegen Naturwissenschaften 

entscheiden?

Sabine Seidler: TechnikerInnenman-

gel als Problem wird von Politik, Wirt-

schaft und Industrie immer wieder 

bestätigt. Reine Imagekampagnen 

werden dieses Problem nicht lösen. 

Es gilt, Technikaffi  nität frühzeitig zu 

erkennen und Angebote zu schaf-

fen, wie diese gepfl egt werden kann. 

Im Projekt „Kinderuni“ zum Beispiel 

arbeiten Hochschulen und Unter-

nehmen gemeinsam an diesem Ziel. 

Technik als Berufsoption – vom Lehr-

beruf bis zur akademischen Karriere 

– muss als attraktive Option bekannt 

werden. Es ist nicht akzeptabel, dass 

es nahezu als „schick“ gilt, in Mathe-

matik in der Schule „schlecht“ gewe-

sen zu sein.

An Universitäten gibt es derzeit aber 

ein Missverhältnis von AnfängerIn-

nenzahlen und verfügbaren Res-

sourcen. Das gilt auch für die tech-

nischen Studien. Deshalb sind undif-

ferenzierte Awareness-Kampagnen 

wenig zielführend. Erfahrungen aus 

Projekten wie „Kinder uni“ zeigen, 

dass das Interesse der Sieben- bis 

Zwölfj ährigen an Naturwissenschaft 

und Technik, im Übrigen sogar 

geschlechtsneutral, vorhanden ist. 

Das ist unsere Zielgruppe, deren 

Interesse sowohl im Rahmen des 

Unterrichts als auch in begleiten-

den Angeboten bis zur Studienwahl 

erhalten werden muss.

Aus unserer Erstsemestrigenbe-

fragung wissen wir, dass Freunde, 

Eltern und LehrerInnen die Studien-

wahl stark beeinfl ussen. Als Motive 

werden Interesse am Fach, resul-

tierende Karrierechancen und die 

Ansicht, das Studium passe zu den 

eigenen Fähigkeiten angegeben. 

Das Bildungssystem kann also durch 

gute und begeisternde LehrerInnen 

einerseits, und durch die Unter-

stützung beim Erkennen der eige-

nen Fähigkeiten andererseits junge 

Menschen unterstützen, die indivi-

duell richtige Studienwahl zu tref-

fen. Da auch Eltern und Freunde die 

Wahl stark mit beeinfl ussen, gilt es 
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 Sabine Seidler

geb.1961 in Sangerhausen 
(Sachsen-Anhalt). Die Werk-
stoffwissenschafterin wurde 
1996 als Professorin an die 
Technische Universität (TU) 
Wien berufen. Von 2007 bis 
2011 war sie Vizerektorin 
für Forschung, im Anschluss 
wurde sie zur ersten Rektorin 
der Wiener TU gewählt. Ihre 
Forschungsschwerpunkte sind 
die Kunststoffdiagnostik, die 
Bruchmechanik und Struktur-
Eigenschaftsbeziehungen in 
Kunststoffen. Seidler ist ver-
heiratet und Mutter zweier 
Kinder.

hier bestehende Klischees aufzubre-

chen und Berührungsängste abzu-

bauen. Technik umgibt uns und ist 

fi xer Bestandteil des Alltags.

KOMPETENZ: Worin liegt aus Ihrer 

Sicht hierzulande die Unattraktivi-

tät von sogenannten Männerberu-

fen für Frauen begründet?

Sabine Seidler: Ich glaube nicht an 

Kategorien wie „Männerberufe“, 

noch dass diese für Frauen unat-

traktiv sind. So lange es jedoch nicht 

gelingt, genau diese Stereotypen 

aufzubrechen, werden wir ein Pro-

blem haben. Beschäftigt man sich 

ohne Vorbehalte mit dem Angebot, 

entdeckt man beste Aufstiegs- und 

Entwicklungschancen in interessan-

ten Arbeits-, Forschungs- und Studi-

engebieten. Das Erkennen der eige-

nen Fähigkeiten und die Informa-

tion zu passenden Angeboten sind 

ein Schlüssel, um tradierte Rollenbil-

der zu durchbrechen. 

KOMPETENZ: Sie selbst sind in Ost-

deutschland aufgewachsen. Dort 

gab es viele Technikerinnen und 

Naturwissenschafterinnen. Auch in 

anderen Ländern Mittel- und Ost-

europas ist es bis heute selbstver-

ständlich, dass Mädchen eine HTL 

besuchen oder an einer technischen 

Hochschule studieren. Wie erklären 

Sie sich das?

Sabine Seidler: Dass System in der 

ehemaligen DDR bot weniger Freiheit 

in der Studienwahl als das in Öster-

reich jetzt der Fall ist. Die Platzver-

gabe erfolgte aufgrund des Bedarfs, 

als Resultat hatte man nur begrenzte 

Wahlmöglichkeiten. Dadurch ergab 

sich automatisch auch eine höhere 

Geschlechterdurchmischung in 

den einzelnen Studien. Systembe-

dingt wurde auch die gesellschaftli-

che Wahrnehmung und Akzeptanz 

geprägt, es war schlicht „normal“, 

Frauen in allen Bereichen vertreten 

zu haben. Diese Selbstverständlich-

keit von Technikerinnen hat sich wohl 

bis heute erhalten.

KOMPETENZ: Wie kann man junge 

Frauen bei der Berufswahl ermuti-

gen, auch Branchen ins Auge zu fas-

sen, die eben keine traditionellen 

Frauentätigkeiten sind?

Sabine Seidler: Es sind nicht fehlen-

der Mut oder zu großer Respekt, der 

Frauen abhält, einen technischen 

Beruf zu ergreifen, denn die Talente 

sind ja gleich verteilt. Es sind die Rah-

menbedingungen. Frauenförderung 

greift zu kurz und unterstellt – rein 

begriffl  ich – Frauen hätten Defi zite. 

Wir versuchen in allen Bereichen, 

die besten Köpfe an die TU Wien zu 

bekommen. Neben einer bewussten 

Internationalisierung sind unter-

schiedlichste Aktivitäten im Bereich 

Diversity und Frauenförderung Bau-

steine dieser Bestrebungen. Nicht 

zuletzt die Besetzung der Vizerekto-

rin für Personal und Gender drückt 

dies aus. Generell gilt es, festgefah-

rene gesellschaftliche Rollenbilder 

zu brechen. Das Sichtbarmachen 

entsprechender Vorbilder ist ein 

Weg, dazu beizutragen.

KOMPETENZ: Wie sieht für Sie 

grundsätzlich ideale Mädchen- und 

Frauenförderung aus?

Sabine Seidler: Bildung ist ein Men-

schenrecht – und damit unabhän-

gig von Geschlecht, Alter, Religion 

oder Herkunft. Wir arbeiten lau-

fend daran, für alle unsere Mitar-

beiterInnen und Studierenden mög-

lichst positive Rahmenbedingun-

gen zu schaff en. Damit ist vor allem 

die Einstellung aller Beteiligten 

gemeint, die für das Thema sensibi-

lisiert werden müssen

Natürlich haben wir hervorragende 

Programme in diesem Bereich. Diese 

können aber nur dann optimal wir-

ken, wenn die Rahmenbedingungen 

verbessert werden. In männerdomi-

nierten Studienrichtungen beklagen 

Studentinnen oftmals ihre Sichtbar-

keit. Sie sind exponierter als ihre 

Studienkollegen und damit angreif-

barer. Zwar verzeichnen wir einen 

Anstieg bei der Zahl weiblicher Stu-

dierender, aber dies passiert nur 

langsam. Die Teilhabe von Frauen 

ist eine gesellschaftliche Herausfor-

derung. Das kann eine Universität 

allein nicht lösen. Rollenbilder müs-

sen aufgebrochen werden.  

Die TU Wien verzeichnet zwar einen Anstieg bei der Zahl der Studentinnen, 
aber dies passiert nur langsam.
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Kommentar

I
m Jänner wurde der aktuelle 

Sozialbericht veröff entlicht – mit 

einer Reihe von wenig erfreuli-

chen Zahlen und Fakten. Die Lohn-

quote sinkt und damit der Beitrag 

der ArbeitnehmerInnen zum Brutto-

inlandsprodukt. Gleichzeitig steigen 

die Steuereinnahmen aus der Lohn-

steuer beständig, und die Lohn- und 

Gehaltserhöhungen, die wir aus-

verhandeln, kommen nur zu einem 

Teil bei den Arbeitneh-

merInnen an. Obwohl die 

Bruttoeinkommen stär-

ker steigen als die Preise, 

deckt die Steigerung der 

Nettoeinkommen die 

Teuerung nur zum Teil ab. 

Der Sozialbericht bestä-

tigt, was wir seit Jahren trommeln. 

Eine Entlastung der kleinen und 

mittleren Einkommen darf nicht 

mehr aufgeschoben werden. 

 

Auch die Verteilungssituation inner-

halb der ArbeitnehmerInnen hat sich 

verschlechtert. Die obersten 20 % der 

EinkommensbezieherInnen bekom-

men fast die Hälfte des „Kuchens", 

die untersten 20 % gerade einmal 2 

%. Gemeinsam mit der AK, mit dem 

ÖGB und den anderen Gewerkschaf-

ten haben wir daher ein Modell für 

eine Lohnsteuerreform ausgearbei-

tet, das auch BezieherInnen kleiner 

und mittlerer Einkommen nutzt. Die 

Wir machen 
weiter Druck 
Eine Steuerreform darf nicht mehr
länger aufgeschoben werden.
von Wolfgang Katzian

Kommentar
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Dass wir dringend 
eine Steuerreform brauchen,

ist mittlerweile allen klar geworden.

allem wie sie gegenfi nanziert wer-

den soll, ist jedoch nach wie vor völ-

lig off en.

Etwas mehr als einen Monat hat die 

Regierung noch Zeit, sich auf eine 

Steuerreform zu einigen, die die 

soziale Schiefl age deutlich vermin-

dert. Damit kann nur eine Steuerre-

form gemeint sein, die auch große 

Vermögen in irgendeiner Form mit-

einbezieht. Eine zumindest 

teilweise Gegenfi nanzierung 

durch vermögensbezogene 

Steuern zu ersetzen durch 

eine sogenannte Strukturre-

form, ist für uns kein gang-

barer Weg. Weil sich hinter 

dem schönen Wort Struk-

turreform beinharte Einsparungs-

ideen verbergen, die genau diejeni-

gen treff en, die wir entlasten wollen:  

bei der Gesundheit, der Bildung, bei 

Sozialleistungen und bei den Pensi-

onen. Das würde bedeuten, dass die 

ArbeitnehmerInnen sich die Steu-

ersenkung selbst bezahlen müssen. 

Wir werden daher der Regierung in 

der nächsten Zeit noch genauer als 

sonst auf die Finger schauen und 

jeden Vorschlag danach beurteilen, 

ob er wirklich geeignet ist, die soziale 

Schiefl age zu beseitigen und Bundes-

kanzler, Vizekanzler und Finanzmi-

nister bei Bedarf auch an ihre eigene 

Zielsetzung erinnern.   

 

von uns auch geforderte Erhöhung 

der Negativsteuer bringt auch jener 

Gruppe, die derzeit keine Steuern 

zahlt, eine Einkommenssteigerung. 

Dass wir eine Steuerreform mit einer 

Entlastung des Faktors Arbeit brau-

chen, ist mittlerweile zum Glück 

jedem in diesem Land klar gewor-

den. Das wird deutlich, wenn man 

eine beliebige Zeitung an einem 

beliebigen Tag öff net. Ein Erfolg, 

den wir auf jeden Fall auf unser 

Konto verbuchen können. Selbst der 

nicht gerade für seine arbeitneh-

merInnenfreundlichen Positionen 

bekannte IHS-Chef Keuschnigg hat 

im Gespräch mit der APA damit auf-

horchen lassen, dass eine Entlastung 

unterer Einkommen besser für die 

Konjunktur sei. 

Dass es eine Steuerreform geben 

wird mit einer Entlastung der 

ArbeitnehmerInnen, halte ich mitt-

lerweile für sehr wahrscheinlich. 

Wie diese Entlastung jedoch im 

Detail gestaltet sein wird, und vor 
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UNI-Weltkongress in Kapstadt
Verteilungsgerechtigkeit, Vermögenssteuern und TTIP 

UNI Global Union, der Gewerk-

schaftsverband der Dienstleistungs-

sektoren, dem weltweit mehr als 900 

Gewerkschaften mit knapp 14 Mil-

lionen Mitglieder angehören, hielt 

Ende 2014  seinen Weltkongress in 

Kapstadt (Republik Südafrika) ab. Die 

GPA-djp war neben anderen Gewerk-

schaften aus Österreich mit einer 

kleinen Delegation vertreten (im 

Bild v. l. n. r.: Barbara Teiber, GPA-djp 

Wien, Julia Marx, GPA-djp-Jugend, 

Karl Proyer, stv. Bundesgf. GPA-djp, 

Wolfgang Greif, Internationaler 

Sekretär GPA-djp, Bettina Zweiler, 

BRV Pensionsversicherungsanstalt, 

Snjezana Brajinovic, BRV Zielpunkt).

„Auf globaler Ebene gilt das Glei-

che, was wir in Österreich verfolgen: 

gute Bezahlung für gute Arbeit", so 

Karl Proyer, stv. Bundesgeschäftsfüh-

rer der GPA-djp. Verteilungsfragen, 

Kampf gegen Ungleichheiten bei 

den Einkommen  und  Stopp von Son-

derrechten für Investoren in Freihan-

delsverträgen standen im Zentrum 

der wirtschaftspolitischen Debatten 

dieses 4. Weltkongresses. Zentrale 

Forderungen waren außerdem ein 

globaler Steuerpakt mit vermögens-

bezogenen Steuern und Finanztrans-

aktionssteuer sowie ein Moratorium 

betreff end die Verhandlungen inter-

nationaler Freihandelsverträge (TTIP), 

welche Arbeits- und Konsumenten-

schutzrechte gefährden.

Mehr dazu: www.gpa-djp.at/

international

 
Watchlist Praktikum: 
Dreiste Inserate
 
Seit einem halben Jahr 
kämpft die GPA-djp auf der 
Onlineplattform www.
watchlist-praktikum.at 
für mehr Rechte junger 
ArbeitnehmerInnen. Prakti-
kantInnen können auch rück-
wirkend anonym melden, 
wie ihr Praktikum bezüglich 
Bezahlung und Arbeitszeit  
gelaufen ist. 

Bald 30.000 Klicks und mitt-
lerweile 150 konkrete Mel-
dungen bestätigen den Hand-
lungsbedarf. „Es werden 
die unglaublichsten Erleb-
nisse von Nicht- und Unterbe-
zahlung gemeldet, für viele 
Unternehmen ist es offensicht-
lich ganz normal, Berufsein-
steigerInnen auszubeuten“, 
berichtet Veronika Kronber-
ger von der GPA-djp.

Oft zeichnet sich das schon 
in den Inseraten ab, wo 
hohe Qualifi kationen und 
Flexibilität zum Billigst- oder 
sogar zum Nulltarif gefordert 
werden. „Wir haben uns ent-
schlossen, besonders dreiste 
Inserate öffentlich zu machen 
– die Unverfrorenheit, mit 
denen manche Arbeitgeber 
glauben, das Arbeitsrecht 
umgehen zu können, lässt 
uns keine andere Wahl“, 
so Kronberger. Ein Prakti-
kum, das sich als verstecktes 
Arbeitsverhältnis entpuppt, 
muss selbstverständlich laut 
Kollektivvertrag entlohnt 
werden.

ASFINAG: Kampf gegen 
Privatisierung erfolgreich 
„Das drohende Gespenst der Privatisierungen ist verscheucht“, 
kommentiert Roman Grünerbl, Konzernbetriebsratsvorsitzender der 
ASFINAG, die Neuordnung der staatlichen Unternehmensbeteiligun-
gen. Demnach sind Privatisierungen ausdrücklich nur im Auftrag der 
Regierung möglich: „Unser Widerstand hat sich gelohnt, ich bedanke 
mich bei allen, die mit uns gegen die Privatisierung mobil gemacht 
haben.“ Der Betriebsrat hat zusammen mit der GPA-djp auf allen poli-
tischen Ebenen klargemacht, dass es keinen Veränderungsbedarf gibt, 
weil das Unternehmen in den Ministerien bestens aufgehoben ist. 
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M
eine Frau arbeitet in 

einem kleinen Einzelhan-

delsgeschäft. Sie ist dort 

sozusagen eine religiöse Minder-

heit. Vier Muslime. 8. Jänner, der 

„Tag danach“: Kein Wort über das 

Attentat. Kein Wort über Terroris-

mus. Kein Wort über Islamismus. 

Gülsen hat wie jeden Tag gegen 

11 Uhr vom Fleischhauer nebenan 

die Wurstsemmeln geholt. Extra-

wurst, das mögen alle. Sumayka hat 

sich wieder mal über ihre Schwie-

germutter mokiert. Bei der muss 

sie Kopftuch tragen. Özcan ist wie 

immer jede Stunde verschwunden, 

weil das mit dem Rauchen-Aufh ören 

noch nicht so recht klappen will. Es 

war ein ganz normaler Tag.

*
Der 7. Jänner 2014 war kein ganz 

normaler Tag. Der Anschlag auf das 

französische Satiremagazin Charlie 

Hebdo löschte beinahe eine ganze 

folgenden Überfall auf den kosche-

ren Supermarkt mit vier Toten, den 

kommentierte übrigens kaum ein 

Politiker. 

Dann das Mail aus der GPA-djp, 

unserer Gewerkschaft: Da sollten 

wir doch was machen, ein State-

ment für unsere Mitglieder, da müs-

sen wir Stellung beziehen. Kannst du 

das schreiben? Zehn Minuten spä-

ter war das Mail fertig – man hat ja 

Routine in solchen Sachen. Der Ori-

ginaltext fand keinen Gefallen bei 

den netten Kollegen in der Presse-

abteilung. „Nein bitte, das mit dem 

‚religiös motivierten Terrorismus‘ 

– das geht so nicht. Das spielt doch 

‚den anderen‘ in die Hand.“ Kurze 

Pause meinerseits. „Welchen Ande-

ren?“ „Na du weißt schon, das kann 

politisch missbraucht werden.“ Wie-

der Pause meinerseits. „Von mir aus, 

schreibt's halt Terrorismus wie auch 

Redaktion aus. Wenig später  klin-

gelte bereits das Telefon. Wie fast 

immer war es ein emsiger Kollege 

aus der apa, der eine schnelle Stel-

lungnahme vom Vorsitzenden der 

Journalistengewerkschaft wollte. 

Was, bitte, soll ich denn dazu sagen? 

„Anschlag auf die Meinungsfrei-

heit“, „Attacke gegen die Menschen-

rechte“…   Nein, dafür gibt es keine 

Worte. Die gnädige Routine der 

diensthabenden Kolleginnen und 

Kollegen macht aus leeren Gemein-

plätzen immer wieder brauchbare 

Meldungen, die dann gewichtig in 

den Medien zitiert werden. Rasch 

waren auch Politiker, gefragte wie 

ungefragte, mit ihren bedeutungs-

schweren Stellungnahmen für 

Presse- und Meinungsfreiheit bei 

der Hand. So ein Attentat – schon 

eine feine Gelegenheit, um zu zei-

gen, für wie wichtig man doch die 

Pressefreiheit hält. Den kurz darauf 

Ein ganz normaler Tag
Anmerkungen zu zwei Attentaten.
von Franz C. Bauer, Vorsitzender der Journalistengewerkschaft in der GPA-djp

Die erste Ausgabe von Charlie Hebdo 
nach dem Attentat: Der weinende
Prophet Mohammed hält ein Schild 
mit „Ich bin Charlie“ in den Händen, 
darüber steht: Alles ist vergeben.
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Meinungsfreiheit

immer er motiviert ist. Oder sowas 

halt.“ Meine Formulierung blieb 

drin, rutschte nur etwas weiter nach 

hinten, wurde etwas abgemildert 

durch den Hinweis auf fundamenta-

listische Strömungen „aus welcher 

Richtung auch immer sie kommen“. 

Stimmt schon, jede Motivierung von 

Gewalt ist abzulehnen, aber dieser 

Akt der Barbarei  kam eben nur aus 

einer Richtung. 

Die Schere in unseren Köpfen, sie 

ist so aktiv und so scharf wie lange 

nicht mehr. Ängstlich sind wir 

bemüht, dem verborgenen Pfad 

der „politischen Korrektheit“ zu fol-

gen, bereitwillig und gedankenlos 

üben wir Selbstzensur, wenn Gefahr 

droht, „religiöse“ Gefühle zu ver-

letzen. Oder „den anderen“ in die 

Hände zu spielen.

Eigene Meinung? Religiöse Gefühle?

Vor einigen  Jahren erschien ein 

Buch mit Karikaturen Gerhard 

Haderers, in dem dieser Jesus als 

dauerbekiff ten, etwas doofen Hip-

pie darstellte. In einem Kommen-

tar schrieb ich damals, die Kirche 

sollte sich darüber nicht aufregen 

(was sie natürlich  tat), sondern das 

Buch sponsern. Die doch eher sym-

pathische Darstellung des Religions-

gründers korrespondiere jedenfalls 

keineswegs mit den Grausamkeiten 

wie etwa Hexenverbrennungen, die 

die von ihm angeblich gegründete 

Organisation zu verantworten habe. 

Es gab Leserbriefe, Drohungen. 

Aber könnte ein ähnliches Buch über 

Mohammed überhaupt erscheinen? 

Verlage weigern sich aus Angst, 

islam-kritische Bücher zu veröff ent-

lichen. In Deutschland wurde die 

Mozart-Oper Idomeneo abgesetzt, 

weil Kritik aus muslimischen Krei-

sen kam. Und wann gab es Voltaires 

„Mahomet“ zuletzt auf einer gro-

ßen Bühne? Zensur – sie existiert 

bereits, und sie wird immer rigi-

der. Der Weltverband der muslimi-

schen Religionsgelehrten erklärte es 

für „unklug“, dass Zeitungen nach 

dem Attentat Charly-Hebdo-Karika-

turen publizieren. „Unklug“? Wer 

entscheidet, wann eine Karikatur, 

ein Kommentar „klug“ ist? Und der  

Zentralrat der deutschen Muslime 

sprach sich in einer Stellungnahme 

zwar für Pressefreiheit aus, forderte 

aber gleichzeitig eine Verschärfung 

des Blasphemieparagrafen, weil 

„religiöse Gefühle in anderen Län-

dern stärker geschützt seien“. 

Was mir dazu einfällt? In Saudi-

arabien – so berichten westliche 

Medien – ist ein Blogger zu 1.000 

Peitschenhieben verurteilt wor-

den, weil er die drei monotheisti-

schen Religionen als gleich wertvoll 

bezeichnet hatte. 

Die Antwort? Unsere Politiker for-

dern bessere Waff en und Panzer, 

das Militär rückt aus, und die Vor-

ratsdatenspeicherung soll wieder 

eingeführt werden. Die Beschnei-

dung bürgerlicher Freiheitsrechte 

als Antwort auf die Bedrohung bür-

gerlicher Freiheitsrechte? 

*
Am nächsten Samstag kommt 

Özcan auf Besuch zu mir nach Haus. 

Im Geschäft, in dem meine Frau 

arbeitet, damals, am Tag danach, 

hat er mitgehört, wie sie mit mir am 

Telefon über die Whiskyverkostung 

geredet hat, zu der  ich jedes Jahr 

im Winter Freunde einlade. Özcan 

hat nur ganz leise gemeint: Whisky 

– ja, das mag er auch. „Dann komm 

doch vorbei“, hat meine Frau gesagt. 

Wir  werden nicht über das Attentat 

reden. Wir werden nicht über Terro-

rismus reden. Wir werden nicht über 

Islamismus reden. Warum auch? 

Was geht das Özcan an? Es wird ein 

ganz normaler Tag.

*
In unserem Land leben Zehntau-

sende Özcans, Gülsens und Sumay-

kas. Sie haben Sorgen wie „wir“, gern 

teilen sie mit uns ihre und unsere 

Freuden. Sie können mit uns Whisky 

oder Orangensaft trinken, und viel-

leicht halten sie sogar den Ramadan. 

Ist jeder, der zu Haus einen Weih-

nachtsbaum aufstellt und am Kar-

freitag kein Fleisch isst, gleich ein 

fundamentalistischer Christ, den 

missionarischer Eifer beseelt?

Eben. 

In unserem Land leben Zehntau-

sende Özcans, Gülsens und Sumay-

kas. Und wahrscheinlich ein paar 

Dutzend Terroristen. Lassen wir 

uns, und Gülsen und Sumayka und 

Öczan, nicht in Geiselhaft nehmen. 

Ja, wir müssen wachsam sein. Wir 

müssen unsere Freiheit verteidigen. 

Lassen wir uns nicht vorschreiben, 

was wir zu denken und wie wir zu 

handeln haben. 

Von niemandem.  

In Köln halten Moslems bei einer Kundgebung nach den Attentaten im Jänner Schilder mit der 
Aufschrift „Nicht in unserem Namen“.
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Pensionskonto und Pensionslücke
Die Kontoerstgutschrift ist niedriger als erwartet? Zuerst 
Nachrechnen ehe man eine groß gerechnete Lücke teuer schließt!
von David Mum 

M
illionen Menschen haben 

von der PVA ihre Konto-

erstgutschrift erhalten. 

Diese zeigt  ihnen die Höhe ihrer bis 

Ende 2013 erworbenen Pensionsan-

sprüche. Bei zahlreichen Versicher-

ten ist dieser Wert relativ gering, 

weil sie noch viele Versicherungs-

jahre vor sich haben. Da das Pensi-

onskonto für alle ab 1955 geborenen 

Menschen gilt, wird die Pension aber 

ganz sicher höher sein, als die Erst-

gutschrift. Je länger man noch bis 

zur Pensionierung hat, desto stärker 

wird die Pension von der aktuellen 

Kontoerstgutschrift abweichen. 

Dafür gibt es zwei Gründe: Ers-

tens erwirbt man mit jedem Ver-

sicherungsjahr einen zusätzlichen 

Pensionsanspruch. Dieser beträgt 

1,78 Prozent des versicherten Ein-

kommens. Wer z. B. 2014 monatlich 

2.000 EUR brutto verdient hat, hat 

damit einen zusätzlichen Pensions-

anspruch von 35,6 EUR brutto pro 

Monat erworben.

       

Zweitens wird der gesamte bereits 

erworbene Pensionsanspruch jähr-

lich im Ausmaß der gesamtwirt-

schaftlichen Lohnsteigerungen 

erhöht („Aufwertungszahl“). Dies 

errechnet sich aus der Entwicklung 

der durchschnittlichen Beitrags-

grundlage in der Sozialversicherung. 

Wie groß wird
die Pensionslücke?

Anbieter von Pensionszusatz-

vorsorgeprodukten wie Banken, 

Versicherungen und Vermögensbe-

rater bieten nun anhand der Erst-

kontogutschrift an, die Pensionslü-

cke zu berechnen. Mit dem Begriff  

„Pensionslücke“ wird die Diff erenz 

zwischen der zu erwartenden Pen-

sion und dem Letzteinkommen 

gemeint. Nachdem beide Werte 

noch nicht feststehen, kann man 

mit verschiedenen Annahmen eine 

größere oder kleinere Pensionslücke 

errechnen. 

Wovon hängt die 
Pensionslücke ab?

Wer erst zum Regelpensionsal-

ter in Pension geht, hat sicher 

eine kleinere Pensionslücke als 

jemand, der vorzeitig in Pension 

geht und für jeden Monat vor dem 

Scheinbar kleine Unterschiede in den Annahmen kö nnen große Auswirkungen auf die berechnete Pensionslü cke haben.
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Pensionen

Regelpensionsalter Abschläge in 

Kauf nehmen muss. 

Wer derzeit Vollzeit arbeitet und auf 

Teilzeit wechselt, hat ein geringeres 

Einkommen und erwirbt daher für 

jedes zusätzliche Versicherungsjahr 

geringere Ansprüche als bei Fort-

setzung der Vollzeitbeschäftigung. 

Andererseits wird auch das Letztein-

kommen geringer sein. Man hat also 

eine geringere Pensionslücke und 

eine geringere Pension! 

Wer die Beschäftigung verlieren 

wird, ist zwar weiter pensionsversi-

chert, erwirbt aber in der Arbeitslo-

sigkeit für jedes Versicherungsjahr 

um 30 Prozent geringere Pensions-

ansprüche als davor. Es erfolgen 

Gutschriften in der Höhe von 70 Pro-

zent des Einkommens vor Eintritt 

der Arbeitslosigkeit. Je länger man 

arbeitslos bleibt, desto größere Ein-

bußen. Wer seine Arbeit verliert, 

wird sich aber andererseits sehr 

schwer tun, laufend für ein Alters-

vorsorgeprodukt einzuzahlen. 

Da Prognoserechnungen von vielen 

Annahmen abhängen, ist das Ergeb-

nis immer einigermaßen „gestalt-

bar“. Vergleiche zwischen dem 

AK- Pensionsrechner und Online-

Pensionslückenrechnern aus dem 

Banken- und Versicherungsbereich 

haben erwartungsgemäß gezeigt, 

dass letztere eine höhere Pensions-

lücke errechnen. 

Groß gerechnete Lücke 

Bei manchen Online-Rechnern wird 

die Pensionslücke etwa mit folgen-

den Annahmen „groß“ gerechnet:  

Die Pensionsansprüche werden 

deutlich geringer hochgerechnet 

als die Einkommen. Das ergibt dann 

eine deutliche Erhöhung der Pen-

sionslücke! Die öff entliche Pension 

wird so hochgerechnet, als wenn die 

Aufwertungszahl immer genau der 

Preissteigerung entspricht. Wie wir 

oben gesehen haben, lag die Auf-

wertungszahl in den vorigen Jahren 

aber deutlich über der Infl ations-

rate. Würde dieser Eff ekt berücksich-

tigt werden, so würde dies die Pen-

sionslücke verkleinern, weil sich eine 

höhere Pension ergibt. Oder aber die 

Pensionslücke wird in heutigen Prei-

sen berechnet und dann mit einer 

hohen Infl ationsrate auf den Wert 

zum Pensionsantritt hochgerechnet. 

Wichtig ist: Scheinbar kleine Unter-

schiede in den Annahmen kön-

nen große Auswirkungen auf die 

berechnete Pensionslücke haben, 

wenn noch viele Jahre vor der Pen-

sion liegen.  

 Wie wird eine Pensionslücke berechnet?  

Es ist Vorsicht geboten, wenn BeraterInnen von privaten Vorsorge-
produkten eine hohe Pensionslücke berechnen und zum Kauf von 
Vorsorgeprodukten raten. Vergleichen Sie deren Ergebnisse mit 
dem Pensionsrechner der AK! Diesen fi nden Sie unter:
http://pensionsrechner.arbeiterkammer.at/

Mit diesem Pensionsrechner kann man sich ein Bild über die zu 
erwartende Pension machen. Man kann verschiedene Szenarien 
rechnen und Darstellungen wählen. 

Der Rechner zeigt ihnen die zu erwartende Pension in drei Ausprä-
gungen: 

•  Heutig: Pension zu heutigen Preisen und Kaufkraft. 
•  Real: Zeigt die Kaufkraft der Pension in heutigen Preisen. Da die 

Ansprüche am Pensionskonto mit Lohnentwicklung und nicht der 
Preisentwicklung valorisiert werden, gewinnt man Kaufkraft.

•  Nominal: Pensionshöhe im Jahr des Pensionsantritts zu den hoch-
gerechneten Werten, also auf Basis der Einkommen und Preise 
des Pensionsjahres. 

•  Karriere: Man kann verschiedene Karrierefaktoren eingeben. 
Damit kann man simulieren, wie stark das individuelle Einkom-
men stärker steigt als das Durchschnittseinkommen.  

 mehr Infos 

Ausführlichere Informationen 
erhalten sie auf der Website 
der GPA-djp www.gpa-djp.at 

Gute „Verzinsung“ 

Die  Ansprüche am Pensionskonto 

werden jährlich entsprechend der 

gesamtwirtschaftlichen Lohn- und 

Gehaltsentwicklung aufgewertet. 

In den vergangenen Jahren entwi-

ckelte sich die Aufwertungszahl 

sehr ähnlich wie die Erhöhung der 

Kollektivvertragslöhne und -gehäl-

ter. Damit  war sie deutlich höher 

als die Preissteigerung. Während 

die Preise von 1995 bis 2013 um 40 

Prozent gestiegen sind, stiegen die 

KV-Löhne und die Aufwertungszahl 

um 54 Prozent. Die Pensionsansprü-

che werden daher nicht nur gegen 

die Teuerung abgesichert. Man 

wird mit der jährlichen Aufwer-

tung der Pensionsansprüche am 

Wohlstandszugewinn beteiligt. Die 

Aufwertungszahl betrug 1995 bis 

2013 durchschnittlich 2,4 Prozent 

pro Jahr, die Infl ation 1,9 Prozent. 

Die Ansprüche am Pensionskonto 

werden derzeit auch deutlich bes-

ser „verzinst“ als ihre Geldguthaben 

auf einem Sparbuch! 
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H
ohe Wogen schlug im Jän-

ner ein Fall von Mitarbei-

terüberwachung beim Dis-

konter SportsDirect, über den das 

Magazin profi l ausführlich berich-

tete. „Die vom profi l veröff entlich-

ten Praktiken der Überwachung von 

Beschäftigten durch Detektivbüros 

im Auftrag von Unternehmen sind 

ungesetzlich und verstoßen gegen 

die Menschenwürde. Wir fordern an 

erster Stelle den Sportartikelhändler 

SportsDirect auf, derartige Bespitze-

lung von Beschäftigten sofort einzu-

stellen“, verlangte daher umgehend 

der GPA-djp-Vorsitzender Wolfgang 

Katzian. 

Konkret schilderte profi l den Fall 

einer besonders menschenverach-

tenden Überwachung eines Beschäf-

tigten, der sich wegen eines Burn-

outs in einem Langzeitkrankenstand 

Ein kranker Mitarbeiter wurde von einem Detektivbüro 
mittels GPS-Ortungsgerät überwacht.
von Barbara Lavaud

befand. Der Mann war dann von 

einem Privatdetektiv beschattet 

worden, den der Arbeitgeber Sports-

Direct engagiert hatte. Auf das Auto 

des Mitarbeiters wurde für einige 

Tage ein GPS-Ortungsgerät mon-

tiert. Dann kam es zu einer fristlo-

sen Entlassung des Mitarbeiters. Der 

Detektiv war engagiert worden, um 

dem Mitarbeiter genesungswidri-

ges Verhalten und damit Kranken-

standsmissbrauch nachzuweisen. 

So wollte der Arbeitgeber die „Frist-

lose“ begründen.

Die GPA-djp stellte in jüngster Zeit 

in ihrer Beratungstätigkeit fest, dass 

solche ungesetzlichen Praktiken der 

Überwachung und Bespitzelung 

gehäuft vorkommen.  „Wir unterstüt-

zen jeden Betroff enen bei der Durch-

setzung seiner Rechte. Wir gehen 

auch davon aus, dass im konkreten 

Bespitzelung Bespitzelung bei SportsDirectbei SportsDirect

Fall der SportsDirect-Beschäftigte, 

der vor Gericht von der GPA-djp ver-

treten werden wird, Recht bekom-

men wird und die Entlassung zurück-

genommen werden muss“, so die 

Regionalgeschäftsführerin der GPA-

djp Wien, Barbara Teiber.

Sowohl die Praktiken von immer 

mehr Unternehmen als auch die 

Rolle von Detektivbüros, die off en-

bar in dieser Form der Überwachung 

ein neues Geschäftsfeld entdecken, 

sollten der Wirtschaftskammer als 

deren Interessenvertretung nicht 

gleichgültig sein, sagt Wolfgang 

Katzian: „Es liegt auch in der Verant-

wortung der WKO, ethische Kriterien 

in der unternehmerischen Tätig-

keit einzumahnen und diese men-

schenunwürdige und ungesetzliche 

Bespitzelung von Menschen einzu-

stellen.“ 
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Europa

Spielregeln für den Online-Handel
GPA-djp fordert eine parlamentarische Enquete, um 
die Gleichstellung mit österreichischen Unternehmen
voranzutreiben. 

Onlinehändler mit Firmensitz im 

Ausland haben einen Wettbewerbs-

vorteil gegenüber österreichischen 

Unternehmen:  Sie müssen derzeit 

keine Abgaben für die Verschrot-

tung von Altgeräten zahlen. „Das 

bedeutet, dass der österreichische 

Elektrohandel und damit die Konsu-

mentInnen sämtliche Kosten über-

nehmen, die KundInnen ausländi-

scher Versandfi rmen bei der Abgabe 

von Elektrogeräten verursachen“, 

erklärt Karl Proyer, stv. Bundesge-

schäftsführer der GPA-djp, am Bei-

spiel von Amazon. „Kauft man eine 

Waschmaschine bei einem österrei-

chischen Händler, so ist dieser ver-

pfl ichtet, auch die alte, bei Amazon 

oder einem anderen Onlinehändler 

gekaufte Waschmaschine zurück-

zunehmen und für die Entsorgung 

zu sorgen.“ Außerdem zahlen aus-

ländische Online-Konzerne off en-

bar keine Verpackungsabgabe. 

„Unser Ziel ist eine faire Gleichstel-

lung von in- und ausländischen 

Unternehmen. Unternehmen mit 

vielen KundInnen in Österreich sol-

len einen Standort, also eine Unter-

nehmensadresse in Österreich 

haben, und nicht nur ein Postkastl“, 

so GPA-djp-Vorsitzender Wolfgang 

Katzian, der verspricht,  sich für 

eine parlamentarische Enquete, 

die die Diskussion nach dem fai-

ren Wettbewerb belebt und neue 

Lösungen vorschlägt, einzusetzen.

Medien

Arbeitswelt
E-Wirtschaft: 
Bis zu plus 2,1 Prozent

BAGS: 
Plus 2,03 Prozent 

Die Löhne und Gehälter (KV 
und Ist) in der Elektrizitätswirt-
schaft steigen zwischen 2,1 
Prozent und 1,9 Prozent, die 
Erhöhung trat mit 1. Februar 
in Kraft. Der Abschluss nach 
intensiven Verhandlungen 
berücksichtigt die soziale 
Ausgewogenheit und die 
dieses Jahr besonders schwie-
rige Lage der Branche.  Der 
Kollektivvertrag, der zwi-
schen der Produktionsge-
werkschaft PRO-GE und der 
GPA-djp und Oesterreichs 
Energie ausverhandelt wurde, 
gilt für rund 16.000 Arbeit-
nehmerInnen in den österrei-
chischen Elektrizitätsunterneh-
men. 

Für die mehr als 100.000 
Beschäftigten im privaten 
Sozial- und Gesundheits-
bereich (BAGS) konnte bei 
den KV-Verhandlungen eine 
Erhöhung um 2,03 Prozent 
erreicht werden. Der von den 
Gewerkschaften GPA-djp und 
vida geforderte Mindestlohn 
bzw. das Mindestgrundgehalt 
wurde auf 1.500 Euro ange-
hoben.

Mit 2015 gilt erstmals 
eine einheitliche Lohn- und 
Gehaltstabelle für alle Arbeit-
nehmerInnen der Branche in 
ganz Österreich. Die unter-
schiedlichen Forderungs-
punkte zum Rahmenrecht 
wurden ausgetauscht, die 
Verhandlungen dazu starte-
ten im Jänner.

Urabstimmung zur Sonntagsöffnung in Wien

Die GPA-djp plant für März eine Urabstimmung zur Sonntagsöff-
nung unter den Wiener Handelsbeschäftigten. „Wir werden damit 
alle Zweifel über die Haltung der Wiener Handelsangestellten 
betreffend die Sonntagsarbeit ein für alle Mal vom Tisch räumen“, 
so die Regionalgeschäftsführerin der GPA-djp Wien, Barbara Teiber.
Anlass für die neu aufgefl ammte Diskussion ist der Vorstoß der 
Wiener Wirtschaftskammer für die Einrichtung von Tourismuszonen 
in Wien. Für die GPA-djp stehen die Interessen der Handelsange-
stellten im Zentrum. Bisher ergaben Befragungen der Beschäftigten 
immer ein klares Nein jenseits der 80 Prozent.
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M
anche Geschichten haben 

ein echtes Happy End. 

Auch wenn es am Anfang 

so aussieht wie der Kampf Davids 

gegen Goliath: Wenn nämlich in 

einem Betrieb mit rund 870 Beschäf-

tigten 700 davon LeiharbeiterIn-

nen sind und es außerdem keinen 

Betriebsrat gibt, so scheint es kein 

sehr aussichtsreiches Unterfangen, 

wenn man die Arbeitsbedingungen 

verbessern möchte. Verena Schall-

gruber und Mischa Osterberger von 

der Fluglinie Niki (ehem. Fly Niki) 

haben die Herausforderung ange-

nommen – und gewonnen!

Schallgruber und Osterberger sind 

mittlerweile Betriebsräte und ver-

treten zusammen mit ihrem Team 

Fly for Niki – work for Niki!
Wie man in einem Betrieb, in dem die meisten Beschäftigten 
LeiharbeiterInnen sind, einen Betriebsrat gründet und einen 
gemeinsamen Kollektivvertrag erkämpft.   
von Barbara Lavaud

alle Beschäftigten bei Niki – denn 

mit der Arbeitskräfteüberlassung ist 

es dank ihrer unermüdlichen Arbeit 

nun vorbei. „Am Anfang haben uns 

alle für verrückt erklärt, als wir den 

Kampf gegen die Zustände in der 

Firma aufnahmen“, erzählen die bei-

den. „Es war ein langer Weg, doch 

wir haben’s geschaff t!“

Leiharbeit

Bei der Belegschaft war das Kons-

trukt mit dem Personaldienstleis-

ter, der die Mehrheit der Beschäf-

tigten stellte, lange Zeit akzeptiert, 

da es anfangs keine allzu off ensicht-

lichen Nachteile zu geben schien. 

LeiharbeiterInnen sollten eigentlich 

helfen, den Bedarf bei kurzfristigen 

Arbeitsspitzen zu decken. „Sie soll-

ten aber nicht 80 Prozent der 

Beschäftigten in einem Betrieb stel-

len, wo sehr spezielle Fähigkeiten 

und Kenntnisse erwartet werden“, 

meint Schallgruber. In so einem Fall 

handelt es sich einfach um Umge-

hungsverträge des Arbeitsgebers, zu 

dessen Vorteil. So wollte man auch 

die Gründung eines Betriebsrates 

verhindern.

Im Laufe der Jahre wurden die 

Nachteile spürbar: „Die Probleme 

begannen im zwischenmenschli-

chen Bereich“, erinnert sich Schall-

gruber. Es gab kein Entgegenkom-

men der Firmenleitung damals, die 

MitarbeiterInnen litten unter man-

gelnder Wertschätzung gepaart mit 

„Wir hatten alle gemeinsam erreicht, 
wofü r wir gekä mpft hatten, es hatte 
sich gelohnt!“ Mischa Osterberger 
und Verena Schallgruber vom 
Betriebsratsteam Niki freuen sich
über ihre Erfolge.
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Kollektivvertrag

steigendem Arbeitsdruck. Gekämpft 

werden musste auch um selbstver-

ständliche Dinge wie Essen an Bord 

für die Crew-Mitglieder.

Betriebsratsgründung

Noch dazu konnte man bei den ande-

ren Airlines beobachten, wie es dort 

besser lief. Sowohl die AUA, als alt-

eingesessene Fluglinie, hatte natür-

lich einen Betriebsrat, aber auch die 

Schwesternairline Air Berlin war gut 

organisiert. „Man sah ja, wie für 

das Flugzeug, das neben dem eige-

nen am Boden stand, Crew-Essen 

geliefert wurde – und selbst musste 

man sich oft außerhalb der Laden-

öff nungszeiten irgendwie das Essen 

organisieren", erzählt Schallgruber.

Das Essen für die Crew konnte 

schließlich durchgesetzt werden. 

Trotzdem machte sich das Gefühl 

breit, dass der Handlungsbedarf 

dringlicher wurde. „Ich dachte 

damals: Entweder wir tun was, oder 

wir suchen uns neue Jobs“, berich-

tet Schallgruber. Und stellte 

zusammen mit einer Gruppe 

von KollegInnen 2012 eine 

Betriebsratswahl auf die Beine. 

Was keine leichte Sache war, denn: 

Wie kann man einen Betriebsrat 

wählen, wenn die Beschäftigten in 

zwei verschiedenen Firmen ange-

stellt sind? Zusammen mit den 

JuristInnen von der GPA-djp tüftelte 

man daher eine Wahl aus, bei der 

am gleichen Tag in beiden Firmen 

die gleichen Belegschaftsvertrete-

rInnen gewählt wurden. „So haben 

wir es geschaff t, das Konstrukt mit 

dem Personaldienstleister zu umge-

hen“, erklärt Osterberger. 

„KV statt Supergau“

Auf den frisch gegründeten 

Betriebsrat wartete eine große Her-

ausforderung. Ziel war es, nicht nur 

die Arbeitsbedingungen insgesamt 

zu verbessern, sondern vor allem die 

LeiharbeiterInnen in die Firma zu 

holen. Mit Unterstützung der GPA-

djp startete man daher eine große 

Kampagne mit dem Slogan „KV 

statt Supergau“. Die Deadline war 

der 1. Oktober 2014, 90 Tage vorher 

wurde ein Countdown gestartet. 

Neben einer Plakatkampagne und 

Flyern gab es auch eine Homepage 

und zahlreiche Give-Aways. 

„Anfangs verrieten wir nicht, was wir 

genau vorhatten, es sollte spannend 

sein, auch der Geschäftsführung 

gegenüber“, berichtet Schallgru-

ber. „Wir brachten möglichst viele 

Give-aways unter die Leute, damit 

es gut sichtbar wurde, dass sich da 

was zusammenbraute. Z. B. haben 

wir von einem Tag zum andern alle 

Kaff eetassen im Betrieb gegen sol-

che mit dem KV-statt-Supergau-Slo-

gan ausgetauscht. Die neuen Tassen 

sorgten beim Frühstückskaff ee für 

Furore! Und die Geschäftsführung 

sah das natürlich.“

Schallgruber 

und Osterberger erinnern sich mit 

Stolz an die Kampagne. Auch wenn 

es damals viel Stress gab und man 

sich bewusst war, dass man ein 

Risiko einging. Im Betriebsratsbüro 

hängen immer noch die Kampag-

nenposter, die Flugbegleiterinnen 

zeigen, die den Müll im Flugzeug 

beseitigen – was leider Standard 

ist. Darunter der Slogan „fl y for 

Niki – work for Niki“. Osterberger: 

„Die Leute waren motiviert mitzu-

machen. Es lag einfach zu vieles im 

Argen!“ 

Der Druck auf die Geschäftsfüh-

rung wuchs. Während des 90-tägi-

gen Countdowns organisierten die 

BetriebsrätInnen immer wieder 

Aktionen und Info-Veranstaltungen. 

Aus Solidarität trugen alle KollegIn-

nen Schlüsselbänder mit Kampag-

nen-Slogans drauf. 

Betriebs-KV seit Oktober

Der große Tag war schließlich dann 

schon der 29. September. „Wir hat-

ten einen Plan B, für den Notfall“, 

erinnert sich Schallgruber, „aber 

der war zum Glück nicht notwen-

dig. Denn die Geschäftsführung hat 

den Kollektivvertrag unterschrie-

ben, alles ging gut.“ Am Morgen des 

29. drängten sich alle Beschäftigten 

zur Betriebsversammlung, die Soli-

darität und die Motivation waren 

unheimlich stark. „Es war ein wahn-

sinnig gutes Gefühl“, sind Schallgru-

ber und Osterberger sich einig, „wir 

hatten alle gemeinsam erreicht, 

wofür wir gekämpft hatten, es hatte 

sich gelohnt!“ 

Die Fluglinie Niki hatte mit 1. 

Oktober 2014 einen Betriebskol-

lektivvertrag und mit 1. Jänner 2015 

kam die Fixanstellung aller Arbeit-

nehmerInnen dazu. Die Zeiten der 

Arbeitskräfteüberlassung sind 

vorüber. Monatelange Arbeit 

und eine klug durchdachte 

Kampagne hatten sich bezahlt 

gemacht. „Die GPA hat uns sehr 

intensiv unterstützt, nicht nur bei 

der Kampagnenplanung. Wolfgang 

Katzian und Karl Proyer haben per-

sönlich mit unserer Geschäftsfüh-

rung verhandelt, und in den heißen 

Phasen war das sehr wichtig.“

Und wie geht es jetzt weiter, gibt 

es ein neues Projekt? „Für 2015 ste-

hen die Neuwahlen des Betriebsra-

tes an“, verrät Osterberger, „wann 

genau, wissen wir noch nicht. Als 

nächstes arbeiten wir mal die Stra-

tegie aus.“ Das sollte nach einer so 

erstklassigen Kampagne ja nicht so 

schwer fallen.  
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F
ür Lehrlinge im österreichi-

schen Handel ist es nicht 

immer leicht, einen optima-

len Ausbildungsplatz zu bekom-

men.  Die Bereitschaft der Betriebe 

zur Ausbildung junger Menschen 

geht schon seit Jahrzehnten konti-

nuierlich zurück. Wurden 1980 noch 

194.089 Lehrlinge in den heimischen 

Betrieben ausgebildet,  waren es im 

Jahr 2012 nur noch 125.228. 

„Die Betriebe nehmen ihre Verant-

wortung zur Ausbildung junger 

Menschen immer seltener wahr. 

Sie vergeben dadurch die Chance, 

junge MitarbeiterInnen umfassend 

zu schulen und eine enge Bindung 

zum Betrieb aufzubauen“, kritisiert 

der Bundesjugendsekretär der GPA-

djp Helmut Gotthartsleitner. 

Lediglich 20 Prozent der Betriebe, 

die Lehrlinge ausbilden könnten, 

tun das derzeit auch wirklich. Dabei 

möchten die jungen Menschen 

gerne so realitätsgetreu wie mög-

lich, direkt in einem Betrieb aus-

gebildet werden und haben großes 

Interesse an Kundenkontakten.

Ran an die Kunden!
Lehrlinge im Handel klagen über zu wenig Wissensvermittlung und werden 
oft nur im Lager eingesetzt. Das neue Berufsbild bringt klare Verbesserungen.
von Andrea Rogy

Das bestätigt die jüngste Handels-

umfrage 2014 der GPA-djp-Jugend: 

50 Prozent der Befragten gaben 

an, dass es für sie schwer war, eine 

Lehrstelle zu fi nden, 42 Prozent der 

Handelslehrlinge üben nicht ihren 

Wunschberuf aus. „Es stellt der 

Wirtschaft kein gutes Zeugnis aus, 

dass immer weniger Betriebe dazu 

bereit sind, ihre eigenen dringend 

benötigten Fachkräfte auszubil-

den, während sich gleichzeitig viele 

UnternehmerInnen über den aktuel-

len Mangel an Fachkräften beschwe-

ren“, stellt Gotthartsleitner fest.

©
 K

ad
m

y,
 F

ot
ol

ia
.d

e

Gerade im Einzelhandel stellt das Kunden- und Verkaufsgesprä ch einen zentralen Teil der Lehrlingsausbildung dar.
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Handelslehrlinge

Zufrieden mit der Ausbildung

Die Zufriedenheit mit der ergat-

terten Ausbildung ist dann doch 

überwiegend groß. In der aktuellen 

Umfrage waren mehr als 80 Prozent 

der Lehrlinge mit ihrer Ausbildungs-

situation zufrieden. Schaut man ins 

Detail, so tun sich etliche Problem-

felder auf: Viele Lehrlinge beklagen, 

dass sie zu wenig lernen, andere sind 

die meiste Zeit nur im Lager tätig. 

Ist das der Fall, kommt es kaum zu 

Kundenkontakten. „Doch gerade im 

Einzelhandel stellt das Kunden- und 

Verkaufsgespräch einen zentralen 

Teil der Lehrlingsausbil-

dung dar“, sieht Gottharts-

leitner dringenden Verbes-

serungsbedarf. Viele Lehr-

linge kritisieren eine man-

gelhafte Wissensvermitt-

lung in ihrer Ausbildung 

– das ist für den Bundesjugendse-

kretär total unakzeptabel: „Die Lehr-

linge im Handel müssen sorgfältig 

und umfassend ausgebildet wer-

den.“ Um die Wissensvermittlung 

in der Lehrlingsausbildung lang-

fristig zu verbessern, hat die GPA-

djp-Jugend in Zusammenarbeit mit 

der Wirtschaftskammer ein neues 

Berufsbild für die Ausbildung zum/

zur Einzelhandelskaufmann/-frau 

erarbeitet.

Motivation durch Schulung

Das zentrale Element des neuen 

Berufsbildes ist das Verkaufsge-

spräch, die Kernkompetenz der Han-

dels-Beschäftigten. Rund um dieses 

Thema soll es Schulungen in Kom-

munikation und Konfl iktfähigkeit 

geben. Das Lernen von Englisch ist 

ebenso fi x verankert wie die Vermitt-

lung von sozialen Kompetenzen. 

Gemeinsam mit den Jugendvertrau-

ensrätInnen in den Betrieben will 

Gotthartsleitner dafür sorgen, dass 

das neue Berufsbild auch in den 

Betrieben ankommt und tatsächlich 

umgesetzt wird: „Es ist unser Ziel, 

die Lehrlinge durch die Stärkung 

ihrer Kompetenzen zu motivieren.“

Aus den Daten der Handelsum-

frage 2014 geht hervor,  dass mehr 

als die Hälfte der Befragten mit 

ihrer Lehrlingsentschädigung nicht 

zufrieden ist. Und das obwohl die 

Gewerkschaft durch Verhandlungen 

erreicht hat, dass die Lehrlingsent-

schädigungen nun schon das dritte 

Jahr in Folge überdurchschnitt-

lich stark erhöht werden. „Off en-

bar haben viele Lehrlinge aufgrund 

steigender Lebenshaltungskosten 

trotz kräftiger Gehaltssteigerungen 

zu wenig Geld zum Leben“, bedau-

ert Gotthartsleitner. Für das Jahr 

2015 wurde eine Erhöhung von 3,29 

Prozent erreicht. Das bedeutet im 1. 

Lehrjahr um mindestens 196 Euro, 

im 2. Lehrjahr um mindestens 280 

Euro und im 3. Lehrjahruim min-

destens 420 Euro im Jahr mehr 

Verdienst.

Einen weiteren Grund für die Unzu-

friedenheit mit dem Einkommen 

sieht der Bundesjugendsekretär in 

der Tatsache, dass sich die Ausbil-

dung von Lehrlingen immer stärker 

von den Betrieben wegbewegt, hin 

in Richtung überbetriebliche Aus-

bildungsstätten – das triff t auch im 

Handel zu. Im Jahr 2012 haben bereits 

9.521 Lehrlinge ihren Beruf nicht 

in einem Betrieb erlernt, sondern 

wurden in überbetrieblichen Aus-

bildungseinrichtungen ausgebildet 

und dann an einen Betrieb weiter-

verliehen. In den vom AMS fi nanzier-

ten Ausbildungsstätten verdienen 

sie deutlich weniger als ihre Kolle-

gInnen in Handelsbetrieben.

Zu viele Überstunden

Darüber hinaus werden Lehrlinge 

im Handel regelmäßig durch Über-

stunden belastet, obwohl diese 

für Jugendliche unter 18 Jahren 

 
Umfrage

Bei der jährlichen Handels-
umfrage der GPA-djp-Jugend 
konnten im Frühjahr 2014 
von insgesamt 16.332 
befragten Handelslehrlingen 
2050 Antwortbögen ausge-
wertet werden. Mehr Infos: 
www.handelslehrling.at

gesetzlich verboten sind. Die Han-

delsumfrage 2014 zeigt, dass mehr 

als die Hälfte aller befragten Han-

delslehrlinge schon einmal Über-

stunden leisten musste. „Viele 

Betriebe nehmen die gesetzlichen 

Schutzbestimmungen für Jugend-

liche nicht ernst genug und zie-

hen diese zu Überstunden heran, 

obwohl das durch das Kinder- und 

Jugendbeschäftigungsgesetz verbo-

ten ist“, kritisiert Gotthartsleitner. 

Für den Gewerkschafter ist es völlig 

unverständlich, dass Jugendliche zu 

Überstunden verpfl ichtet werden, 

da sie als Lehrlinge eigentlich zum 

Zweck der Ausbildung im 

Betrieb sind. Was soll also 

in einer Überstunde gelernt 

oder vermittelt werden, das 

nicht auch während der 

regulären acht Stunden 

Arbeitszeit möglich wäre?

Das Ausmaß der Überstunden ist 

teilweise beträchtlich: Mehr als 40 

Prozent der Befragten leisten bis zu 

fünf Überstunden im Monat, rund 

fünf Prozent leisten monatlich mehr 

als 15 Überstunden. Mehr als ein 

Drittel der Befragten gibt an, dass 

ihnen zumindest einmal die Über-

stunden weder in Geld noch in Zeit 

abgegolten wurden. Mehr als die 

Hälfte der befragten Jugendlichen 

sagen, dass sie die Überstunden 

unfreiwillig erbringen mussten.   

Lehrlinge sollen 
durch die Stä rkung ihrer 

Kompetenzen motiviert werden.
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Privatschulen

V
on August bis Dezember 2014 

schwärmten Gewerkschaf-

terInnen im ganzen Burgen-

land aus, um das Gespräch mit den 

Angestellten im Handel zu suchen. 

Vor allem wurden viele Verteilaktio-

nen durchgeführt, darunter gab es 

auch eine Sondernummer der KOM-

PETENZ nur für die Angestellten 

im Handel, die ausschließlich diese 

Branche zum Schwerpunkt hatte.

„Wir haben Hunderte Gespräche 

geführt, um die Anliegen der Men-

schen zu erfahren“, berichtet Regio-

nalgeschäftsführer Michael Pieber. 

Die großen Themen dabei waren: 

1.500 Euro Mindestgehalt für Voll-

zeitbeschäftigte ab Jänner 2015, die 

Entgeltreform, die sechste Urlaubs-

woche und die richtige Einstufung 

für KassierInnen. Forderungen also, 

an deren Umsetzung die GPA-djp 

seit Jahren erfolgreich arbeitet. 

„Dazu haben wir die Beschäftigten 

ausführlich informiert. Wir haben 

aber auch viel über deren Prob-

leme erfahren“, erzählt Pieber wei-

ter. Der Schuh drückt vor allem 

bei der schwierigen Vereinbarkeit 

von Beruf und Familie, die meisten 

Angestellten im Handel sind Frauen. 

Auch die Teilzeitarbeit, ob freiwil-

lig oder unfreiwillig, war immer 

wieder Thema. „Wir haben auch oft 

von Problemen bei der Dienstein-

teilung oder bei der Einteilung der 

Urlaube gehört. Und nicht zuletzt 

auch mehrmals von unübersicht-

lichen oder schlicht nicht lesbaren 

Gehaltsabrechnungen.“

Besonders wichtig war ein fl ächen-

deckender Besuch. Große Aufmerk-

samkeit schenkte die GPA-djp den 

Fachmarkt- und Einkaufszentren, 

wie das Outletcenter in Parndorf 

sowie Eisenstadt, Mattersburg, 

Oberpullendorf, Oberwart und Jen-

nersdorf. „Einkaufszentren haben 

eine eigene Dynamik und oft andere 

oder zusätzliche Probleme, die es zu 

lösen gilt. Vor allem Parndorf ist der 

GPA-djp schon seit Jahren ein wichti-

ges Anliegen“, schildert Pieber. 

Darüber hinaus gibt es seit Herbst 

auch einen eigenen Handelsstamm-

tisch, der im Oktober erstmals in 

Neusiedl abgehalten wurde, eine 

gemeinsame Initiative mit dem 

zuständigen Kollektivvertragsver-

handler Manfred Wolf. „Zum Glück 

sind wir im Burgenland im Handel 

gut vernetzt mit unseren Betriebsrä-

tInnen, sowohl bei den großen Han-

delskonzernen, wie z. B. Billa, Spar, 

Lidl oder Libro, als auch in kleineren 

Unternehmen“, betont Pieber. 

Aktiv im Handel
Mit Aktionen im Burgenland konnte in den letzten 
Monaten im Handel einiges bewegt werden.
von Barbara Lavaud

Hunderte Gespräche: Die GPA-djp Burgenland hat sich in den vergangenen Monaten intensiv um die Handelsangestellten gekümmert.
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Broschüre: Psychische Belastungen
Die neue Broschüre hilft, psychische Belastungen bei 
der Arbeit zu bekämpfen und zu vermeiden.

Krankenstand

Winterzeit – Grippezeit! 
Wer erkrankt, hat Rechte und 
Pfl ichten gegenüber dem 
Arbeitgeber. Als Arbeitneh-
merIn sind sie verpfl ichtet, 
ihrem Arbeitgeber unverzüg-
lich den Krankenstand mitzu-
teilen. Das ist in den meisten 
Fällen ein Anruf in der Firma. 
Anschließend sollte man 
einen Arzt aufsuchen und sich 
krankschreiben lassen.

Der Arbeitgeber hat das 
Recht, eine Krankenstandsbe-
stätigung zu verlangen. In der 
Bestätigung müssen Beginn, 
voraussichtliche Dauer und 
Ursache der Arbeitsverhinde-
rung angeführt sein. Wobei 
mit Ursache nicht die Diag-
nose gemeint ist – man muss 
nicht anführen, woran man 
leidet. Wichtig ist nur, ob 
man an einer Krankheit leidet 
oder einen Unfall hatte. Der 
Arbeitgeber kann auch für 
einen eintägigen Kranken-
stand eine Bestätigung ver-
langen! Gehen Sie daher auf 
jeden Fall zum Arzt!  

Wenn man den Kranken-
stand nicht meldet, kann das 
Folgen haben: Für die Dauer 
der Säumnis verliert man 
seinen Anspruch auf Entgelt. 
Der Arbeitgeber darf jedoch 
deshalb nicht das Arbeitsver-
hältnis durch fristlose Entlas-
sung beenden.

Psychische Belastungen in der 

Arbeitswelt können zu Stress, Fehl-

beanspruchung und ernsthaften 

gesundheitlichen Problemen füh-

ren. Sie verursachen nicht nur per-

sönliches Leid, sondern führen 

auch zu hohen betrieblichen Kosten 

und enormen Belastungen für die 

Sozialsysteme.

Das Thema psychische Gesund-

heit am Arbeitsplatz hat durch die 

Novelle zum ArbeitnehmerInnen-

schutzgesetz (ASchG) von 2013 stark 

an Bedeutung gewonnen. Die Neu-

regelung hat für die  Arbeitgebe-

rInnen Verbindlichkeit geschaff en, 

was die Pfl icht zur Evaluierung psy-

chischer Belastungen betriff t. Das 

macht konkrete Maßnahmen in den 

Betrieben erforderlich.

ERKENNEN – BEKÄMPFEN  – VERMEIDEN

Psychische Belastungen
bei der Arbeit

grundlagen_broschüre_a5_psych-belastungen_2014_ped.indd   1 16.12.2014   12:23:57
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Neue Beträge in der Sozialversicherung
Ab 1. Jänner 2015 beträgt die ASVG-Höchstbeitragsgrundlage 
4.650 Euro monatlich. Die Geringfügigkeitsgrenze – und damit 
die Versicherungsgrenze –  liegt bei  405,98 Euro monatlich bzw. 
31,17 Euro täglich. Die Pensionen wurden um 1,7 Prozent erhöht. 
Pensionen mit einem Stichtag im Jahr 2014 werden erst ab 1. Jänner 
2016 angepasst. Die Rezeptgebühr beträgt 5,55 Euro.

Weitere Informationen zu Höchstbeitragsgrundlagen, Geringfügig-
keitsgrenzen,  Beitragssätzen und Richtsätzen für Ausgleichszulagen 
fi nden Sie auf www.gpa-djp.at zum Downloaden!

Eine erste Bilanz über die Umset-

zung dieser Vorgabe zeigt die viel-

schichtigen Herausforderungen, die 

sich in der Praxis ergeben, und lie-

fert Erkenntnisse über bestehende 

Hindernisse. 

Die Broschüre der GPA-djp soll eine 

praktische Handlungshilfe für jene 

sein, die in die Evaluierung psychi-

scher Belastungen eingebunden 

sind. Sie beleuchtet Verantwort-

lichkeiten und Aufgaben und somit 

auch die verschiedenen Rollen der 

einzelnen AkteurInnen. Sie soll den 

Blickwinkel auf Handlungsfelder öff -

nen und auch die Mitbestimmungs-

möglichkeiten von BetriebsrätInnen 

thematisieren.

Mehr Infos: www.gpa-djp.at
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„Hier war es von großem Vorteil, 

dass Frau P. für jeden Tag eine eigene 

Arbeitszeitaufzeichnung hatte und 

damit die geleisteten Stunden gut 

dokumentieren konnte“, berichtet 

die Kärntner Regionalgeschäftsfüh-

rerin Jutta Brandhuber. „Wir haben 

ihr abgeraten, die vom Dienstge-

ber veränderten Aufzeichnungen 

zu unterschreiben, da sie sich sonst 

gemeinsam mit dem Dienstge-

ber der Urkundenfälschung straf-

bar machen würde“, so Brandhuber 

weiter.

Der Fall erwies sich jedoch 

als tückisch: Aufgrund der im 

V
erena P.* war 6 Jahre lang 

als Verkaufsfahrerin für 

eine Firma tätig: Sie lieferte 

Lebensmittel an Privathaushalte aus 

und arbeitete dabei an 5 Tagen in 

der Woche durchschnittlich 11 Stun-

den pro Tag, in einer kürzeren Zeit 

war die Abarbeitung der täglichen 

Tourenliste nicht zu schaff en. In den 

letzten Wochen vor Weihnachten 

kamen dann noch die Samstage mit 

demselben Stundenausmaß hinzu. 

Frau P. führte, da sie im Außen-

dienst tätig war, immer selbst die 

Arbeitszeitaufzeichnungen und 

gab diese auch jeden Tag im Büro 

ab. Ihre Aufzeichnungen wurden 

jedoch vonseiten des Dienstgebers 

massiv „bearbeitet“, indem Beginn-

zeiten verändert und mehrere Pau-

sen eingetragen wurden, die von 

Frau P. aber nie in Anspruch genom-

men worden waren. Frau P. wurde 

sodann aufgefordert, diese manipu-

lierten Arbeitszeitaufzeichnungen 

zu unterschreiben. 

Nachdem Frau P. von ihrem Dienst-

geber die Kündigung erhalten hatte, 

wandte sie sich an die Regionalge-

schäftsstelle der GPA-djp und bat 

um Geltendmachung ihrer zahlrei-

chen Mehr- und Überstunden. 

ÜberstundenÜberstunden  
rechtzeitig geltend machen!rechtzeitig geltend machen!
Die GPA-djp Kärnten klagte vor Gericht die Überstunden einer Verkaufsfahrerin ein. 
von Birgit Binder-Fischer
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Wichtig im Außendienst: Immer selbst Arbeitsaufzeichnungen führen!
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Handelskollektivvertrag enthalte-

nen Verfallsbestimmungen konn-

ten leider nur noch jene Stunden 

geltend gemacht werden, die nicht 

länger als 6 Monate zurücklagen. 

„Frau P. hätte schon früher die off e-

nen Stunden schriftlich gegenüber 

ihrem Dienstgeber geltend machen 

müssen“, erklärt Brandhuber die kol-

lektivvertraglichen Bestimmungen. 

„Dann hätte nämlich die gesetzliche 

Verjährungsfrist gegolten und sie 

hätte die Ansprüche drei Jahre rück-

wirkend geltend machen können.“

Darüber hinaus enthielt Frau P.'s 

Dienstvertrag eine Klausel, wonach 

mit dem über dem Kollektivvertrag 

liegenden Entgelt sowohl Überstun-

den als auch Überstundenzuschläge 

abgegolten sind. „Grundsätzlich 

ist eine derartige Vereinbarung 

Recht aktuell

zulässig“, führt Brandhuber aus, 

„allerdings mit der Einschränkung, 

dass damit natürlich nicht alle Stun-

den abgegolten sind, sondern eben 

nur jene, welche durch die Überzah-

lung auch wirklich abgedeckt sind.“ 

Tatsächlich hatte Frau P. in einzelnen 

Monaten aufgrund von Provisions-

zahlungen ein überkollektivvertrag-

liches Gehalt bezogen. Dieser Dif-

ferenzbetrag musste daher bei der 

nachgeforderten Summe in Abzug 

gebracht werden.

Nachdem trotz mehrmaliger schrift-

licher Intervention durch die GPA-djp 

die off enen Stunden nicht bezahlt 

wurden, wurde Klage beim Arbeits- 

und Sozialgericht eingebracht. „Wir 

konnten letztendlich einen gericht-

lichen Vergleich erreichen“, berich-

tet Jutta Brandhuber. Frau P. erhielt 

In dieser Ausgabe 
berichten wie über 
einen Fall aus Kärnten, 

bei dem unsere Rechtsschützerinnen 
einer Verkaufsfahrerin halfen, ihre 
Überstunden nachträglich ausbezahlt 
zu bekommen.

Rechtsexpertin
Andrea Komar
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Rechtsinfo Überstundenaufzeichnungen

Es ist wichtig, dass DienstnehmerInnen selbst Arbeitszeitaufzeichnungen führen! Damit kann der/die 
DienstnehmerIn einerseits selbst besser nachrechnen, ob alle Stunden bezahlt wurden, und andererseits 
sind diese Aufzeichnungen ein wichtiges Beweismittel bei einer allfälligen späteren Geltendmachung 
durch die GPA-djp.

DienstnehmerInnen sollten keinesfalls Arbeitszeitaufzeichnungen, die nicht die tatsächlich geleistete 
Arbeitszeit wiedergeben, unterschreiben, da sie sich damit der Urkundenfälschung strafbar machen!

Sind geleistete Mehr- und Überstunden (samt allfälligen Zuschlägen!) nicht durch eine Überzahlung 
gedeckt, so müssen die darüber hinausgehenden Stunden zusätzlich abgegolten werden.

In vielen Kollektivverträgen gibt es hinsichtlich der Geltendmachung von Mehr- und Überstunden kurze 
Verfallsfristen von wenigen Monaten. Vorsicht: Werden die Stunden nicht innerhalb dieser Fristen – aus 
Beweisgründen am besten schriftlich – gegenüber dem Dienstgeber geltend gemacht, dann verfällt der 
Anspruch. Macht man die Überstunden aber rechtzeitig geltend, so gilt die gesetzliche Verjährungsfrist 
von drei Jahren.

Ihr Betriebsrat hilft ihnen gerne in Fragen zu Überstunden und Mehrarbeit, er kennt ihren Kollektivver-
trag und dessen Regelungen. Oder sie wenden sich an die Regionalgeschäftsstelle der GPA-djp! Alle 
Adressen und Telefonnummern fi nden Sie auf: www.gpa-djp.at 

mehr als die Hälfte des Klagsbetra-

ges von ihrem ehemaligen Dienst-

geber. „Unser Rat an alle, die in einer 

ähnlichen Situation sind: Machen 

Sie Überstunden rechtzeitig gel-

tend! Wenn Sie nicht sicher sind, 

wie sie am besten vorgehen sol-

len, so fragen Sie ihren Betriebsrat 

oder ihre Gewerkschaft!“, appelliert 

Brandhuber an alle Betroff enen.  

*Name von der Redaktion geändert
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GreenHouse:
Studentenheim der Zukunft
Studentenheim GreenHouse, Aspern: Ökologisch, fl exibel und 
überdurchschnittlich komfortabel präsentiert sich das neue
Wohnheim für Studierende.
von Christian Swoboda

D
as Studenten-Wohnprojekt 

„GreenHouse“  im 22. Wie-

ner Gemeindebezirk in der 

Seestadt Aspern befi ndet sich in der 

fi nalen Phase. Die letzten Innenaus-

bauarbeiten werden in diesen Tagen 

abgeschlossen, sodass ab 1. März 

2015 die top ausgestatteten Studen-

ten-Apartments bezogen werden 

können.

Ein attraktives Angebot – 
zum fairen Preis

Das GreenHouse bietet 313 Studie-

renden ein hochwertiges, ökologi-

sches nachhaltiges Wohnen – und 

Bezahlte Anzeige

der neue Lebensabschnitt kann 

beginnen.

Die Vorteile liegen auf der Hand

Für die eigene Kleinstwohnung, aus-

gestattet mit einer Kochnische, einem 

Bad sowie einer Lern- und Ruhezone 

ist, wie sonst am freien Markt üblich, 

keine Maklerprovision zu entrich-

ten. Wie bereits erwähnt, sind auch 

die Energie- und Telekommunikati-

onskosten in der monatlichen Miete 

inkludiert – es kann somit am Ende 

des Monats keine böse Überraschung 

geben. Die leidigen Diskussionen mit 

anderen WG-BewohnerInnen, wer 

das zu einem Gesamtpreis ab 293 

Euro (im Doppezimmer) bzw. maxi-

mal 398 Euro (im Einzelzimmer) im 

Monat, inklusive aller Nebenkosten 

und Services, wie zum Beispiel Rei-

nigung, persönlichen Internet- und 

Telekommunikationsanschluss und 

Nutzung der vielen Gemeinschafts-

einrichtungen (bspw. Fitnessräume, 

Sauna, Musikübungsräume, Stu-

dier- und Freizeiträume). Darüber 

hinaus können die eigenen Möbel 

ruhig zu Hause im alten Jugend-

zimmer gelassen werden, denn alle 

Apartments sind voll möbliert! Es 

muss eigentlich nur noch der eigene 

Computer mitgebracht werden und 

26

Studentenheim GreenHouse in Aspern – ab März besiedeln die ersten Studierenden das neue Studentenheim.
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mit dem Putzen dran ist, fällt ebenso 

fl ach, da im monatlichen Entgelt eine 

wöchentliche Reinigung inkludiert 

ist. Für Freunde, Geschwister oder 

Paare stehen im GreenHouse aber 

auch Doppelzimmer zur Verfügung. 

Durch die barrierefreie Bauweise 

sind ebenso BewohnerInnen mit 

körperlicher Beeinträchtigung sehr 

herzlich willkommen. Fünf Wohn-

plätze sind zusätzlich speziell behin-

dertengerecht ausgestattet und in 

einer großen Wohngemeinschaft 

untergebracht.

Naturnah und zentral

Das GreenHouse befi ndet sich am 

östlichen Stadtrand der Bundes-

hauptstadt – in der Seestadt Aspern. 

Direkt an der U-Bahnlinie U2 gelegen 

erreicht man von dort das Stadtzen-

trum Wiens in wenigen Minuten. 

Besonders angenehm ist, dass bereits 

auf dem halben Weg die neue Wirt-

schaftsuniversität liegt. Für Natur-

freunde stehen die Naherholungsge-

biete Donau, Neue Donau sowie die 

Alte Donau zur Verfügung. Hier kann 

relaxt, Rad gefahren und an warmen 

Tagen geschwommen oder Ausfl üge 

mit dem Boot gemacht werden. Aus-

gedehnte Spaziergänge unternimmt 

man am besten in den nahegelege-

nen Donauauen, die eine wunder-

bare Naturvielfalt bieten. 

GreenHouse – 
der Name ist Programm

Bei der Planung wurde großer Wert 

auf die Ökologie des Gebäudes 

gelegt. Das Studentenwohnheim 

wird den Passivhausstandard mit 

einem geplanten Heizwärmebedarf 

von ca. 10 kwh/m2/Jahr voll erfüllen. 

Das Wohnheim wird mit einer groß-

zügigen Photovoltaikanlage ausge-

stattet und verfügt über ein Batte-

riespeichersystem, das unabhängig 

von der Energieproduktion die Ver-

sorgung im Haus sicherstellt. Weiters 

tragen die energieoptimierte Archi-

tektur mit Hochwärmedämmung, 

Wohnungsberatung

WBV-GPA/
STUDENTENWOHNEN.AT 
Guglgasse 8/4/2/2, A-1110 Wien

Mail: info@studentenwohnen.at
Tel: +43/1/913 69 DW 74, 75
www.studentenwohnen.at

die luftdichte Gebäudehülle und die 

kontrollierte Wohnraumlüftung zur 

positiven Energiebilanz bei, sodass 

Verbrauch und Produktion nahezu 

ausgeglichen sind.

Partnerschaftlich 

Die WBV-GPA ist Errichterin und Bau-

herrin des GreenHouse und wendet 

hierfür rund 14 Mio. EUR auf. Die Pla-

nung des Gebäudes stammt aus der 

Feder der aap.architekten ZT-gmbh. 

Die ÖJAB fungiert als Heimleiterin. 

Alle drei Projektpartner (WBV-GPA, 

ÖJAB und OeAD-WV) sind in wirt-

schaftlicher Eigenverantwortung 

für die Belegung von jeweils ca. 100 

Wohnplätzen verantwortlich.

27

Freie Wohnungen Citygate, Wien 21, Bezug März 2015

TOP-Neubauprojekt Citygate, Wien 21, Aderklaaer Straße 29

2 Varianten: Mieten mit Eigenmittel (Finanzierungsbeitrag) 
oder sofort Kaufen:
Wohnfl äche 
inkl. Loggia

Finanzierungs-
beitrag gesamt

inkl. BK und Ust. Kaufpreis

68,33 32.637,00 583,84 172.947,12

92,45 47.773,00 854,61 253.154,48

69,13 35.002,00 626,14 185.479,52

58,39 29.799,00 533,07 157.908,24

Wohneinheit im Studentenheim GreenHouse.
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Wohnplatz-Anfragen

Studierende, die in einem energie-

effi  zienten Haus auf neuestem tech-

nologischen Standard wohnen wol-

len, haben ab sofort die Möglichkeit, 

sich auf www.studentenwohnen.at 

oder via Mail an studentenheim@

wbv-gpa.at, aber auch telefonisch 

unter +43/1/913 69 DW 74 oder DW 

75 ihr komplett ausgestattetes Apart-

ment zu sichern.  
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Kurzurlaub.at

Österreichurlaub ab EUR 30,–. 

Wählen Sie aus über 3.000 

Angeboten und buchen Sie auf 

www.kurzurlaub.at Ihren Kurz-

urlaub in Österreich.

• Wellnessurlaub

• Kuschelwochenende

• Thermentage

• Familienurlaub

• Städtetrip

• Skiurlaub

• Romantiktage

• Wochenendreisen

• Wandertage

• Luxus pur

Vor Abschluss der Buchung 

den 12-stelligen Gutscheincode 

gpadjp10euro eingeben und 

Sie erhalten einen Rabatt von 

EUR 10,– pro Buchung. 

www.kurzurlaub.at

Urlaubsfreude
Mit Ihrer GPA-djp-CARD vergünstigte 
Urlaubsangebote genießen oder 
verschenken! Ob Kurz- oder Wellness-
Urlaub, da ist für jeden etwas dabei!

EMOTION Holidaybox 

Genießen Sie Wellness-Urlaub 

in einem von über 30 renom-

mierten Vitalhotels, wie dem 

Romantikschlössl Elisabeth in 

Loipersdorf, oder überraschen 

Sie zwei Menschen, die Ihnen 

am Herzen liegen:

•  freie Wahl aus über 

30 Vitalhotels

• 3 Tage/2 Übernachtungen

•  für 2 Personen im DZ

• inklusive Halbpension

Bei einem Wert von bis zu 

EUR 450,– erhalten Sie die Holi-

daybox mit Kennwort DAK2642 

zum Sonderpreis von insge-

samt nur EUR 259,–

Buchung: www.emotion-box.

eu/bodyandsoul 

offi  ce@emotion-box.eu

Tel.: 01/503 42 22-0
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Vienna Sporthotel****

Neben komfortablen, klimati-

sierten Einzel- und Doppelzim-

mern sowie einem ausgezeich-

neten Restaurant bietet Ihnen 

das Vienna Sporthotel**** Frei-

zeitmöglichkeiten, die Sie in 

keinem anderen Hotel in Wien 

fi nden werden.

Sonderpreise für GPA-djp-

Mitglieder pro Übernachtung:

• Einzelbelegung EUR 85,–

•  Business EZ EUR 95,–

• Doppelbelegung EUR 110,–

•  Business DZ EUR 125,–

Vienna Sporthotel

Baumgasse 83

1030 Wien

Tel.: 01/798 82 01-1

Fax: 01/798 82 01-415

info@vienna-sporthotel.at

www.vienna-sporthotel.at
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Holiday Beach Budapest****

In einem der schönsten Bezirke 

von Budapest, unmittelbar an 

der Donau am Römer-Ufer, 

erwartet das mehrfach ausge-

zeichnete Holiday Beach Buda-

pest seine Gäste in einem ein-

zigartigen schiff förmigen Hotel 

mit 63 Zimmern und 5 Appar-

tements sowie mit geschlosse-

nem und bewachtem Parkplatz.

2 Nächte-Package für GPA-djp- 

Mitglieder nur EUR 99,–

Angebot gültig bis 30. April 

2015!

Holiday Beach Budapest Well-

ness & Conference Hotel****

1039 Budapest, Piroska utca 3–5

Tel.: 0036/1/436-71 60

frontdesk@holidaybeach.hu

Mehr Infos zum Angebot unter 

www.gpa-djp.at/card

Casa San Luigi

Im Zentrum der Toskana, in 

absoluter Ruhelage am Fuße 

des Monte Vaso gelegen mit 

herrlichem Panoramablick in 

das Chianti-Tal. Alle Sehens-

würdigkeiten und geschichts-

trächtigen Orte der Region sind 

in circa 60 Minuten erreichbar.

Für GPA-djp-Mitglieder ganz-

jährig 5 % Ermäßigung und 

Sonderangebot „7 = 6“ und „14 

= 12“ im Zeitraum 29.3.–31.5. 

und 7.9.–15.11.2015

Valentinsangebot: eine Nacht 

gratis mit Romantikbrunch für 

alle Buchungen bis 28.2.2015  

 

Casa San Luigi

Gabriele Fink in Schmickl

Tel.: 0039/333/39 52 173

E-Mail: gabriella@sanluigi.at

I-56034 Chianni, Pisa

www.sanluigi.at
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City Airport Train (CAT)

Mit nur 16 Minuten Fahrzeit 

ist der CAT das mit Abstand 

schnellste Verkehrsmittel vom

Airport ins Zentrum von 

Wien und verkehrt täglich im 

Halbstundentakt von 5.36 bis 

23.36 Uhr.

Ermäßigte Fahrkarten für

GPA-djp-Mitglieder im Internet:

• Single Ticket EUR 10,–

• Return Ticket EUR 16,–

Um den ermäßigten Tarif 

buchen zu können, bitte im Feld 

„Promo Code“ folgenden Code 

eingeben:

• GPA-S für Single Ticket

• GPA-R für Return Ticket

Im Zug selbst muss zum Ticket 

die GPA-djp-CARD vorgewiesen 

werden!

Buchung und Infos:

www.cityairporttrain.com

CARD-Angebote

Nähere Infos

zu diesen und vielen anderen CARD-Vorteils-

angeboten fi nden Sie unter: www.gpa-djp.at/card 

Hier können Sie auch den CARD-Newsletter abonnieren und erhalten 

monatlich per E-Mail aktuelle CARD-Infos.

Steht Ihnen kein Internetzugang zur Verfügung, senden wir Ihnen 

gerne die CARD-Broschüre zu. Bestellungen: Tel.-Nr.: 05 03 01-301,  

service@gpa-djp.at
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Veranstaltungen

11. Feb. bis 28. März 2015

Der Hofnarr des Volkes
Theater franzjosefskai21

Freuen Sie sich auf einen absurd 
komischen Abend über Karl 
Valentin und Liesl Karlstadt für 
den Alexander Waechter selbst 
in die Rolle der Liesl Karlstadt 
schlüpft.

10 % CARD-Ermäßigung
Info: www.franzjosefskai21.at
Karten: 0664/179 80 50

29. März 2015

ABBA THE SHOW
Wiener Stadthalle 

Die Show gibt allen Fans die 
Gelegenheit, die größten Hits 
von ABBA noch einmal live zu 
erleben – ganz so, als stünden 
ABBA selbst auf der Bühne.
Ermäßigte Tickets für GPA-djp- 
Mitglieder!

Buchung: tickets@lskonzerte.at
Info: 01/585 69 96-15 & 25

23. April 2015

James Last – Non-Stop-Music 
Wiener Stadthalle

Dank der überaus gelungenen 
Zusammenstellung aus Titeln der 
unterschiedlichsten Richtungen 
wird jedes Konzert zu einem 
außergewöhnlichen musika-
lischen Erlebnis. Ermäßigte 
Tickets für GPA-djp-Mitglieder!

Buchung: tickets@lskonzerte.at
Info: 01/585 69 96-15 & 25

Gewinnspiele und Ermäßigungen
Alle markierten Produkte können Sie gewinnen!  Senden Sie dazu eine Postkarte an die Redaktion 

KOMPETENZ, 1034 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1, Kennwort: Name der jeweiligen Veranstaltung bzw. online: 

www.gpa-djp.at/gewinnspiel, Einsendeschluss 1. März 2015. 

Keine Barablösung. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.
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21. Feb. bis 22. März 2015

Int. Akkordeon Festival
Versch. Veranstaltungsorte/Wien

Der Schwerpunkt „Akkorde-
onistinnen“ zeigt herausragende 
Künstlerinnen und deren Beiträge 
zur Akkordeonkultur. Die „Achse 
Berlin” zieht sich als zweite Kons-
tante durch das Festival.

10 % CARD-Ermäßigung
Info: www.akkordeonfestival.at
Karten: 0676/512 91 04

18. März bis 4. April 2015

Mutterland
KosmosTheater

Neun prämierte Kurzstücke 
geben den Blick frei auf das 
vielschichtige „dramatische Mut-
terland“ in Österreich lebender 
Autorinnen. Elisabeth Augustin 
verband diese Stücke zu einer 
abendfüllenden Uraufführung.
 
Info: www.kosmostheater.at 
Karten: 01/523 12 26
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22. + 23. März 2015

Rock Meets Classic 2015
Linz und Wien

Ein dreistündiges Liveprogramm, 
aus einer Symbiose weltbekann-
ter Rock-Hits mit gefühlvoller 
Klassik, wird live dargeboten 
von legendären Rocksängern, 
unterstützt von einem Orchester 
und einer großartigen Rockband! 

Info: www.rockmeetsclassic.de
Karten: 01/96 0 96
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Stoppt die Banken. 
Wie Finanzinstitute unsere 
Zukunft verzocken. 
Esther Mitterstieler, Braumüller 
Verlag, € 21,90

„Alles ändern, um nichts zu 
ändern“, mit diesem Zitat von 
Giuseppe Tomasi di Lampedusa 
beschreibt Esther Mitterstieler den 
derzeitigen Zustand des Bank-
wesens. Es steht zu befürchten, 
dass das Bankwesen eines Tages 

Mythen des Reichtums. 
Warum Ungleichheit unsere 
Gesellschaft gefährdet. 
BEIGEWUM/Attac/Armutskonfe-
renz: VSA Verlag, € 12,80

Warum sammelt sich großer 
Reichtum in den Händen 
weniger? Und welche Folgen hat 
die ungleiche Verteilung für den 
Zusammenhalt der Gesellschaft 
und die Demokratie? Reichtum 
und Armut sind die beiden Pole 
sozialer Ungleichheit. Das Inte-
resse der Forschung hat lange 
Zeit eindeutig der Armut gegol-
ten. Zum Thema Reichtum gibt 
es weniger Datenmaterial und 
Faktenwissen. Reichtum fasziniert 
dafür medial, beispielsweise über 
Reichen Rankings und Millionärs- 
oder Millionärinnen-Homestories. 
Die dabei entstehenden Bilder 
haben einen Nachteil: Sie 
verschleiern die wirtschafts- und 
sozialpolitische Dimension von 

Reichtum und tragen zur 
Mystifi zierung bei. 

Das AutorInnenkollektiv 
stellt daher den bestehen-
den Mythen des Reichtums 
Fakten entgegen. Aus 
verschiedenen Perspekti-
ven wird den Strategien 
der Rechtfertigung von 
Reichtum und sozialer Ungleichheit 
nachgegangen. Dabei setzen sich 
die AutorInnen mit Gerechtigkeits- 
und Leistungsbegriffen auseinander 
und erörtern die empirische Vermö-
gensforschung, auch mit Bezug auf 
die vieldiskutierten Arbeiten von 
Thomas Piketty. Untersucht werden 
auch die Gefahren der Vermögens-
konzentration für die Demokratie. 

Der „Bonus-Track“: Ein von Literatur-
nobelpreisträgerin Elfriede Jelinek 
eigens für die Reichtumskonferenz 
verfasster Text ist im Nachwort 
erstabgedruckt.

Über die Herausgebe-
rInnen: Der Beirat für 
gesellschafts-, wirt-
schafts- und umwelt-
politische Alternativen 
(BEIGEWUM) ist ein 
Verein von Sozial-
wissenschafterInnen 
aus unterschiedlichen 
Disziplinen, der 

das Ziel verfolgt, Ergebnisse 
kritischer Forschungstätigkeit in 
die laufende politische Debatte 
einzubringen. Attac ist eine 
internationale Bewegung, die 
sich für die demokratische und 
soziale Gestaltung der Wirtschaft 
einsetzt. Die Armutskonferenz 
ist als Netzwerk sozialer Orga-
nisationen und Bildungs- und 
Forschungseinrichtungen aktiv 
und thematisiert gemeinsam mit 
Armutsbetroffenen Hintergründe, 
Ursachen und Maßnahmen 
gegen Armut und soziale Aus-
grenzung. 

ebenso von den Folgen mangelnder 
Einsicht eingeholt werden wird 
wie das Sizilien des 19. Jh., das 
Lampedusa beschreibt. Das wäre 
fatal, sind doch die Banken die 
Grundlage für das Funktionieren 
der Gesamtwirtschaft. Trotzdem 
hat die Krise zu keinem ernsthaften 
Umdenken geführt, das Bankwesen 
wurde nicht grundlegend verändert, 
sondern nur sehr oberfl ächlich. 

Wenn es mit dem Bargeld knapp 
wird, so holt man sich einfach immer 
mehr Cash vom Geldautomaten. So 
sind  auch internationale Banker in 
den Jahren vor und nach der Pleite 
der US-amerikanischen Investment-
bank Lehman Brothers vorgegangen. 
An den Beispielen USA, Deutsch-
land, Österreich und der Schweiz 
zeigt Esther Mitterstieler, wie der 
Staat in den vergangenen Jahren 
von den Banken in die Rolle eines 
Geldautomaten gedrängt wurde und 
wie die Finanzkrise nicht nur pas-
sieren, sondern zugunsten einiger 

Banken zum Teil sogar künstlich 
verlängert werden konnte. 

Auf der Suche nach einer 
Antwort auf die Frage, wie mit 
öffentlichen Finanzen in Zeiten 
der Krise verantwortungsvoll 
umgegangen werden kann, 
zeigt die Autorin auf, warum 
Banken weiter zocken, aus 
welchem Grund es noch immer 
keine überzeugende Zukunftslö-
sung für Banken gibt, und nicht 
zuletzt warum es so wichtig ist, 
dass wir aus Fällen wie Lehman 
Brothers oder Hypo Alpe Adria 
Group lernen. 

Esther Mitterstieler, geb. 1968 
in Südtirol, ist seit 1994 Journa-
listin für zahlreiche Medien in 
Italien, Österreich und Deutsch-
land. Sie arbeitete als Redak-
teurin beim Standard und bis 
Ende 2013 als Chefredakteurin 
beim Wirtschaftsblatt.

Die vorgestellten Bü cher sind portofrei ü ber den Verlag des Ö sterreichischen Gewerkschaftsbundes GmbH, 1010 
Wien, Rathausstraße 21, zu beziehen. Mehr dazu auf www.oegbverlag.at 



Gewinnen Sie mit der GPA-djp eine Übernachtung für zwei
 Personen und den Besuch zur Ausstellung „WIKINGER!“  
auf der Schallaburg.
Mit etwas Glück genießen Sie bald 2 Nächte für 2 Personen
inkl. Frühstück im Steinschalerhof im  Doppelzimmer Süd -
garten mit Whirlwanne.
Zusätzlich erwartet Sie der Eintritt auf die Schallaburg mit
einer Führung sowie eine individuelle Besichtigung von
Schloss und Garten.

Senden Sie eine Postkarte an: 
Redaktion KOMPETENZ, 1034 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1
oder online unter www.gpa-djp.at/gewinnspiele. 
Einsendeschluss ist 1.3.2015. Keine Barablösung. 
Der Rechtsweg ist ausgeschlossen. 

Für GPA-djp-Mitglieder ermäßigter Eintritt € 9,– (anstatt € 10,–)
Gültig gegen Vorlage der GPA-djp CARD

G E W I N N S P I E L

www.schallaburg.at


